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Geboren wurde L i n t o n  K w e s i  J o h n s o n  1952 in Clarendon 
County, Jamaica. Als seine Mutter mit ihm nach England auswanderte, war er el 
Jahre alt. Dort wuchs er im Stadtteil Brixton, in Süd-London auh Spater studier­
te er Soziologie an der University of London und nahm anschließend Jobs bei
einer Schneiderei und im öffentlichen Dienst an.

Durch Beiträge für die Zeitschriften Melody Maker und Black Echoes machte 
er sich einen Namen als einer der profundesten Kenner der Reggaeszene un 
sorgte als kompetenter Journalist mit für den theoretischen Background einer 
auch in weißen Musikkreisen immer größer werdenden Begeisterung für Reggae.

Immer verstand Linton sich in erster Linie als politischer Aktivist. Im 
Today Collective in Brixton und in der Black Panther Organisation leistete er durc 
Kampagnen und Öffentlichkeitsarbeit konkreten politischen Widerstand gegen 
den allgegenwärtigen Rassismus, der den Einwanderern, die als billige Arbeits­
kräfte nach dem zweiten Weltkrieg ins Land geholt wurden, entgegenschlug. Vor 
diesem Hintergrund ist seine Dichtung zu lesen -  als Beitrag zum Kampl gegen 
Benachteiligung und Unterdrückung der schwarzen Minderheit^Diese Gedanken 
verarbeitete er auch in seinen musikalischen Produktionen, das Genre ist mit 

Reesae/Dub-Poetrynur unzureichend beschrieben, und brachte sie damit einem 
noch breiteren Publikum nahe. Mittlerweile ist Johnson promovierter Soziologe 
und steht als Vorbild für viele, die ihn wegen seiner politischen Konsequenz und 
künstlerischen Qualität schätzen.

Zur Sprache:
Bewußt weist Linton Kwesi Johnson im Großteil seiner
Gedichte das Standard English zurück, welches in seiner Heimat Jamaica wie in 
seinem britischen Umfeld nach wie vor alsVehikel sozialer und rassistischer 
Wertungen eingesetzt wird; die Probleme und Anliegen der Farbigen in England 
werden direkt in der Sprache der Betroffenen, im jamaicamschen

formuliertamaic^nische Dialekt wird in der Sprachwissenschaft als Kreolsprache, 
eine Mischsprache, die sich in Kontakt zweier Sprachgruppen bildet, bezeichnet. 
Solche Sprachformen entstanden in den meisten Kolomalstaaten. gewo 
wurde dabei das Vokabular der europäischen Sprachkomponente fast vollstan ig 
übernommen, in Aussprache und Syntax aber der einheimischen Sprache ang 
paßt. Das patois ist eine der zugänglichsten Kreolsprachen; nur wenige E «  
der afrikanischen Basissprache Twi sind noch direkt nachw eisba^undem von6^ 
musikalischer Klang beruht vor allem auf einer systematischen Wandlung 
Vokale im englischen Wort. Die in diesem Heft abgedruckten Gedichte von 
Linton Kwes. Johnson und die Informationen zu Person und Spraclie sind dem 
Buch Dread d a ,  and Blood(Buchverlag Schwinn, Neustadt. 1987) entnommen. 
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Song of blood

I trod de day 
all de way 
an ride de nite 
clutchin site 
movin sway 
searchin lite . . .

There’s a glow on the hill, way over yonder 
there’s the blast of the guns down below

I screw de sun 
jus fe fun 
hue de moon blue 
spiritually true 
mystically spun 
perpetually new . ..

there are robbers in the gullies, on the streets 
there are wicked men sitting in the seats of judgement

I check de stars 
all de scars 
dat wound an heal 
de dread I feel 
de dread I star 
de dark I seal . . .

there’s a sign in the flash that slashes the nite
there’s the sound of the drums poundin blood gushin down

I hurt de pain 
again an again 
hole de sting 
an mek it sing 
an mek it pain 
an mek it ring . . .

there are sufferers with guns movin breeze through the trees 
there are people waging war in the heat and hunger of the 
streets.
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Editorial
Die Anständigen haben sich offenbar wieder hingesetzt. Jedenfalls 
ist von der Diskussion über den Rechtsradikalismus nicht mehr 
viel zu vernehmen. Die Ernsthaftigkeit des „Aufstands“ war von 
Anfang an zu bezweifeln, fiel doch der sogenannten demokra­
tischen Mitte kaum mehr ein, als den Neonazis in Ost und West mit 
seichten Worten und Debatten über Zuwanderungsbeschrän­
kungen, „Leitkultur“ usw. das Wasser abzugraben. Wenn in Deutsch­
land über gesellschaftliche Probleme geredet wird, kann man 
sicher sein, daß die Mordtaten der „Skinheadbuben“ (Martin Walser) 
und der verbreitete Rassismus allenfalls für kurze Zeit im Vor­
dergrund stehen. Danach wird, wie gehabt, das eigentliche Problem als 

\ „Dramatisierung durch die Medien“ verharmlost und wieder
über Belastungsgrenzen „der Deutschen“ schwadroniert. Mittlerwei­
le wird in ausländischen Reiseführern zu besonderer Achtsamkeit 
während eines Deutschlandbesuchs gemahnt:,,...wenn Sie unverkenn­
bar Ausländer sind, sollten sie nachts Nahverkehrszüge meiden“
(FR, 9.10.00).

Der große Intellektuelle des Reggae, Linton Kwesi Johnson, 
spielte am 30.11. dieses Jahres in der Darmstädter Centralstation.
All jene, die den Auftritt verfolgen konnten, werden ihn so schnell 
nicht vergessen: eindringliche Texte über das Aufbegehren der 
unterdrückten Schwarzen gepaart mit anspruchsvollen Kompositio­
nen gruben sich tief ins Gehirn. Denen, die nicht beim Konzert 
waren, soll Johnson aber nicht vorenthalten werden. Deshalb lassen 
wir ihn in diesem Heft mit mehreren Gedichten zu Wort kom­
men. Sich auf die anfangs schwierige Sprache einzulassen, verspricht, 
über die subtile bis radikale Darstellung politischer Ansichten 
mit literarischen Mitteln den, wie oben gezeigt’, noch immer notwen­
digen Kampf gegen Rassismus aus verschiedenen Perspektiven 

|  sehen und verstehen zu können.
Zuletzt noch ein Wort in eigener Sache: Mit dieser Ausgabe 

feiern wir ein kleines Jubiläum, welches zu gering ist, um darüber 
auszuschweifen, das aber dennoch nicht unbeachtet verstreichen soll. 
Deshalb an dieser Stelle ein Dank an alle bisherigen Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter, insbesondere an Reinhard. Auch die Studieren­
denvertretungen der Darmstädter Hochschulen schließen wir wie 
gewohnt ins Nachtgebet ein.

kleiner schwarzer Block -  randständiger Aufstand
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Einig im Ressentiment
Interview mit

Moritz Neumanny

Vorsitzender

des Landesverbandes

der Jüdischen

Gemeinden in

Hessen

Herr Neumann, in einer der letzten Darmstädter Stadt­
verordnetenversammlungen kam es zu einer heftigen 
Debatte mit der C D U  und speziell mit Gerhard O. 
Pfeffermann. A nlaß war Ihr Besuch in der Brecht- 
Schule und Ihre Äußerung bezüglich der deutschen Ju ­
stiz im Nachkriegsdeutschland. Was genau haben Sie 
g e s a g t . ?

Ich habe in der Schulveranstaltung nicht ausschließ­
lich von der deutschen Justiz des Nachkriegsdeutsch­
land gesprochen, sondern von der Justiz im Deutsch­
land des 20. Jahrhunderts. Dabei habe ich gesagt, daß 
die deutsche Justiz traditionell Sehstörungen auf dem 
rechten Auge hat. Wenn man die Erfahrungen der 
Weimarer Zeit einbringt, denke ich, daß meine For­
mulierung noch sehr zurückhaltend gewählt war. Es 
ist ein historisches Faktum, daß die Justiz, gerade in 
der Weimarer Republik, sehr unterschiedlich gegen 
rechts und links vorgegangen ist. Jeder der es wissen 
will, kann dies nachlesen. Was die Rolle der Justiz in 
der Nachkriegszeit angeht: da gilt das ganz genauso, 
auch da hat sie sich alles andere als mit Ruhm beklek- 
kert. Dies ist nicht verwunderlich, da die Justiz der 
Nach-Nazizeit mit Leuten aufgebaut wurde, die auch 
vorher schon in ihr beschäftigt waren oder in der Zeit 
des Nationalsozialismus studiert haben und also von 
dessen krudem Gedankengut infiziert waren.

Für Ihre Aussage haben Sie sehr starke Kritik erfah­
ren. Wie haben Sie diese wa

In der Bert-Brecht-Schule war ich eingeladen als  
Vorsitzender des Landesverbandes der Jüdischen 
Gemeinden in Hessen, in der dringlichen Anfrage der 
C D U  aber wurde meine Funktion als ehrenamtlicher 
Stadtrat ins Visier genommen. Die Kontroverse zwi­
schen dem CDU-Stadtverordneten Pfeffermann und 
mir war geprägt davon, daß ich ihm das Recht abge­
sprochen habe, sich als mein Zensor aufzuführen. Ich 
bin nach wie vor davon überzeugt, daß es ihn abso­
lut nichts angeht, wann und vor welchem Kreis ich 
in meiner Eigenschaft als Vorsitzender der Jüdischen 
Gemeinden spreche. Ich werde auch in Zukunft dar­
auf verzichten, mir spezielle Genehmigungen von 
Herrn Pfeffermann oder wem auch immer einzuho­
len. Aber einige müssen offensichtlich noch lernen, 
mit den Äußerungsmöglichkeiten in einer Demokra­
tie umzugehen. Es ist dann aber ein Ton in die De­
batte gekommen, den ich sehr bedauere. Auf der ei-  
nen Seite sind Herrn Pfeffermann - nicht von mir, 
denn ich bin mit solchen Äußerungen sehr vorsichtig 
-  antisemitische Tendenzen vorgeworfen worden. 
Auf der anderen Seite hat er mir, in einer Art vor­
auseilender Verteidigung, unterstellt, ich wolle ihm 
Antisemitismus nachsagen. Daß diese Empfindungen 
und Unterstellungen im Zusammenhang mit meiner 
Positionsbeschreibung überhaupt in diese Richtung 
abgedriftet sind, zeigt doch letztlich nur, wie dünn das 
Eis noch ist. Politiker sprechen gerne von der erreich­
ten Normalität zwischen Juden und Nicht-Juden in 
Deutschland. Ein solches Beispiel zeigt allerdings 
sehr beredt, daß wir von derlei Wunschvorstellungen 
noch ein ganzes Stück entfernt sind.

Glauben sie denn, daß es „ überhaupt  
einmal geben kann?

Das ist eine Frage der Zeit. Ich bin mir sicher, daß 
es Normalität -  Was ist das überhaupt? Was ist denn 
im Umgang mit Juden die Norm ? dass es also auch
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in Deutschland irgendwann einmal Normalität wie 
etwa in den USA geben wird, wo es immerhin mög­
lich ist, daß ein Jude als Vizepräsident kandidiert. 
Trotzdem gibt es auch in den USA Antisemitismus, 
weil es ihn überall gibt. Er ist, und das wissen wir 
nicht erst seit Jean Paul Sartre, eine Kompensation 
und funktioniert auch gänzlich ohne Juden. So wie 
es religiöse Vorbehalte beispielsweise auch gegenüber 
dem Islam gibt, und Fremdenfeindlichkeit auch in 
anderen Ländern. Damit will ich freilich nicht relati­
vieren, was in Deutschland passiert -  denn alle an­
deren Länder unterscheiden sich von Deutschland in 
einem gewichtigen Punkt: der Geschichte und ihrer 
Hypothek. Deutschland kann, ob es vielen gefällt 
oder nicht, ob es sie quält und ärgert, diese Geschich­
te nicht ungeschehen machen. Man kann sich dazu 
nur bekennen, um daraus zu lernen und zu sagen, 
wenn das Teil meiner Geschichte ist, so habe ich die 
Verantwortung, daß sich dieser Teil nie wiederholen 
möge.

Der Lernprozeß findet augenscheinlich nicht statt: 
Antisemitismus tritt immer offener zutage, beispiels­
weise stellt Adolf D iam ant in seinem Buch über die 
massenhaften Schändungen jüdischer Friedhöfe eine 
Zunahme der Übergriffe in den letzten Jahren fest.

Wenn ich zynisch wäre, würde ich sagen: Früher hat 
man uns die Synagogen angezündet, heute schändet 
man nur noch unsere Friedhöfe. Die Schändungen 
jüdischer Friedhöfe haben seit 1945 nie aufgehört. In 
Hessen haben wir pro Jahr etwa zehn bis zwölf hin­
zunehmen, die Ermittlungen verlaufen oft im Sande. 
Jeder von uns, der eine Funktion in einer jüdischen 
Gemeinde hat und damit in der Öffentlichkeit steht, 
bekommt Schmutz-, Droh- und Beleidigungsbriefe. 
Früher waren diese anonym, heute steht in den mei­
sten Fällen ein Absender darauf. Ich habe es bisher 
unterlassen, zu recherchieren, ob diese echt oder fin­

giert sind. Es würde mich aber nicht wundern, wenn 
es diese wirklich gäbe. Das ist ein Qualitätsunter­
schied. Es ist offensichtlich so, daß ein gewisser Bo­
densatz an Antisemitismus zu jeder Gesellschaft ge­
hört. Wenn man sich das 80 Millionen-Volk der Deut­
schen anschaut, dann gibt es inzwischen aber die 
Befürchtung, daß hier ein antisemitischer Anteil vor­
handen ist, der über diesen bloßen Bodensatz hinaus­
geht. Jüngste soziologische Studien sprechen von 
20% der Bevölkerung, die mit Juden nichts zu tun 
haben wollen und sich selbst als mindestens latent an­
tisemitisch bezeichnen. Befragungen junger Men­
schen in den neuen Bundesländern ergaben sogar 
einen noch höheren Anteil.

Was bringen vor diesem Hintergrund Verbote von 
rechtsradikalen Parteien, etwa der N PD ?

Ich kenne die Argumente für und wider - bei Ab­
wägung aller Argumente meine ich persönlich, daß 
ein Verbot richtig wäre. Natürlich werden dann neue 
Organisationen gebildet, das Gedankengut ver­
schwindet nicht. Jedoch kann die vorhandene Infra­
struktur erst einmal zerschlagen und die Partei da­
durch in ihren schändlichen und schädlichen Aktio­
nen behindert werden. Was mich sorgt, ist der Um ­
stand, daß heute die Rassisten und Antisemiten nicht 
mehr nur die einfältigen Brutalos sind, sondern daß 
es eine Art von Salon-Antisemitismus gibt. Mit einem 
Gläschen Sekt in der Hand einen lockeren Spruch 
gegen Juden aufsagen -  das fällt schon gar nicht mehr 
richtig auf. So etwas ist heute längst nicht mehr ta­
buisiert. Nehmen Sie als Beispiel die „Junge Freiheit“ : 
Bei dieser Zeitschrift wird Antisemitismus intellek­
tuell verkleidet und kosmetisch kaschiert, so dass es 
auf den ersten Blick schwerer fällt, die Inhalte zu 
entdecken, die wir sonst aus der „Nationalzeitung“ 
kennen, die so einfältig und plump ist, daß man dar­
über eigentlich nicht mehr zu reden brauchte, die aber
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trotzdem seit Jahrzehnten existiert. Auch über deren 
Verbot wurde oft diskutiert. Ich war lange genug 
Journalist, um zu wissen, daß man mit Verboten von 
Publikationen in einer freiheitlichen Gesellschaft aus 
gutem Grund sehr zurückhaltend sein muß. Auch da 
sollte uns die Geschichte Warnung und Mahnung 
sein. Wenn aber permanent zum Rassenhaß aufgesta­
chelt und Volksverhetzung betrieben wird, dann hat 
eine Zeitung das Recht verwirkt, die freie Meinungs­
äußerung für sich in Anspruch zu nehmen.

Rechtsradikale Schläger und Schreiber fühlen sich 
immer wieder aufs neue legitimiert; denken wir nur an 
die Unterschriftenkampagne der CDU, die von vielen 
als gegen „die Ausländer“ gerichtet verstanden wurde, 
oder an viele Aussagen aus den „Parteien der Mitte .

Natürlich bin ich empört, wenn der bayrische Mini­
sterpräsident das schlim me Wort von der 
„durchrassten Gesellschaft“ benutzen darf, ohne daß 
viele Tausend Menschen aufstehen und sagen, wir 
wollen so etwas nicht hören. Dergleichen gilt für die 
Unterscheidung von „nützlichen und unnützen Aus­
ländern“. Aber seien Sie ehrlich, die Zahl derer, die 
bei solchen Begriffen zustimmen, ist größer als die 
jener, die sich darüber empören. Durch manche Re­
aktionen auf die unselige Doppelpaß-Unterschriften­
kampagne der C D U  im hessischen Wahlkampf ist 
doch deutlich genug geworden, was beim Wahlvolk 
als ausländerfeindliche Parole ankommt.

Sollten nicht diese Ressentiments vermittelt werden?

Das steht zu befürchten. Solche Aktionen, die dann 
ausgerechnet auch noch von demokratischen Partei­
en kommen, sind aber weniger Indiz für einen sich 
ausbreitenden Rechtsradikalismus, als vielmehr für 
einen vorherrschenden Rassismus. Dazu passt es 
dann auch, daß beim nachfolgenden Wahlkampf in 
NRW  eine so perfide Parole wie „Kinder statt In­
der“ salonfähig gemacht wurde. Die Tatsache allein, 
daß verantwortungsbewußte Politiker sich nicht schä­
men und nicht wahrhaben wollen, was sie mit einer 
solchen rassistischen Vereinfachung heraufbeschwö­
ren, gibt mir zu denken. Lassen sie mich noch einen 
Satz anfügen: Es wird nicht besser davon, daß es ein 
sozialdemokratischer Innenminister war, von dem 
wir das Wort „Das Boot ist voll“ lesen mußten. Bis­
lang waren solche Äußerungen Angehörigen anderer 
Parteien Vorbehalten. Vielleicht können sie sich an Mi­
nister Spranger von der CSU  erinnern? Daß aber nun 
ausgerechnet Schily in diese Kerbe schlägt, halte ich 
persönlich für sehr bedauerlich.

Der Wissenschaftler Assmann sagte unlängst, daß die 
Juden einen Umgang mit dem Holocaust gefunden 
hätten und er den Deutschen eine kritische Auseinan­
dersetzung mit ihrer Vergangenheit wünsche.

Es stimmt wohl, wenn man sagt, daß Juden für sich 
einen eigenen Umgang mit dem historischen Faktum 
des Holocaust gefunden haben. Für viele andere lie­
gen diese Ereignisse 55 Jahre zurück und deshalb 
wollen sie auch nichts mehr damit zu tun haben. Viele 
Menschen wollen ja nicht einmal mehr vom Spenden­
skandal der C D U  hören -  und der ist ja nun wirk­
lich erst ein paar Monate alt. Wir sehen also, wie schnell 
man einer Sache überdrüssig werden kann, wenn man 
dies will. Bei Juden ist das, wenn es um den Holocaust 
geht, anders. Schon deshalb, weil Sie keine Familie 
finden werden, die nicht unter dem Nationalsozia­
lismus gelitten und Familienangehörige verloren hat. 
Ich will Ihnen das an meinem Beispiel sagen: Wie sollte 
ich jemals auf die Idee kommen, den Holocaust und 
die Beschäftigung damit abzuhaken, wenn ich mir 
vergegenwärtige, daß ich 90 Prozent meiner Ange­
hörigen nicht habe kennenlernen können, weil sie von 
den Nazis umgebracht wurden? Menschen meines 
Alters haben in aller Regel zu Hause Fotoalben mit 
Bildern ihrer Verwandten von früher. Ich aber habe 
nur die Erinnerung an die Erzählungen meiner El­
tern, aus denen ich mir meine eigenen Bilder machen 
muß. Und natürlich ist deswegen dieser Verlust sehr 
viel gegenwärtiger und nicht nur reduziert auf Ge­
denktage. Außerdem haben wir in den jüdischen 
Gemeinden noch Überlebende des Holocaust und 
indem wir sie sehen, sie unter uns erleben, ist auch 
die Erinnerung an ihr Leiden wach -  und damit auch 
die Geschichte. In Israel und den USA ist es gelun­
gen, durch die Erinnerungszentren Yad Vashem, 
Holocaust-Center und Wiesenthal-Center eine Art der 
didaktischen Vermittlung zu schaffen, die klug ange­
faßt ist und wirkungsvoll abläuft. Es erstaunt mich 
immer wieder, warum in Deutschland etwas ähnli­
ches so schwer zu realisieren ist. Wenn ich nur an die 
Peinlichkeit der zehn Jahre langen Diskussion über 
das Holocaust-Denkmal in Berlin denke...

Hierzulande ist das alles schwerfälliger, was na­
türlich damit zu tun hat, daß die Beschäftigung mit 
dem schwierigen Thema in Deutschland aus der Per­
spektive der Täter geschehen muß. In Israel und den 
USA ist es die Perspektive der Opfer. Nur soll nie­
mand glauben, dass die Opfer oder ihre Nachkom­
men an dieser geistigen und emotionalen Schwerar­
beit der Erinnerung ihren Spaß hätten. Dennoch ist 
die Zeit auch hier mehr als reif, um eine aufrichtige 
Erinnerung zu beginnen, die nicht bei jeder Gelegen­
heit von Relativierung oder teilweiser Verdrängung 
begleitet wird. Ich denke, Ihre Generation könnte 
jetzt nachholen, was Väter und Großväter versäumt 
haben.

Mit Moritz Neumann sprachen Günter Mergel und 
Michael Enderlein.
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Nazis von heute
Von Helmut Dahmer

I

Ein Vergleich der Parolen der „Skinheads“ , der fa­
schistischen Organisationen und der rechten Partei­
en von heute (NPD, DVU, „Republikaner“) mit de­
nen ihrer Vorgänger aus den zwanziger und dreißiger 
Jahren des vergangenen Jahrhunderts zeigt, daß im 
Zentrum der „Weltanschauung“ derer, die sich heu­
te selbst als „Nazis“ bezeichnen, noch immer der N a­
tionalismus und seine Kehrseite -  die Xenophobie - 
stehen. Dem „Deutschtum“ , der Rettung der deut­
schen Nation vor ihren vermeintlichen Feinden gilt 
die ganze politische Leidenschaft der Schlägertrupps 
aus der jungen Generation und der Parteifunktionä­
re aus der älteren. Da die Sowjetunion nicht mehr 
existiert und die Arbeiterbewegung in ihrer heutigen 
Gestalt weder für den Kapitalismus, noch für seine 
potentiellen faschistischen Verteidiger eine Gefahr 
darstellt, ist die antisozialistische Rhetorik bei den heu­
tigen Rechten unterbetont. Gleiches gilt für ihre anti­
kapitalistische Rhetorik. Das alte faschistische Pro­
gramm reduziert sich damit auf die eine Leidenschaft, 
die die Pogromhelden und Fememörder zu ihren 
Untaten trieb, die in den SA-Männern wütete, die in 
den letzten Jahren der Weimarer Republik zu Saal­
schlachten und Straßenkämpfen ausrückten oder 
dann 1933, nach der „Machtergreifung“, in ihren pri­
vaten Folterkellern mit Linken und Juden „abrech­
neten“. Dieser („ethnozentristische“) Furor gilt vor 
allem der Reinigung der deutschen (Herrenmenschen) 
Nation von allen Fremden und Schwachen. Er wird 
ausgelebt in der Jagd auf inländische Ausländer, auf 
Andersfarbige, Flüchtlinge, Aussiedler, Obdachlose, 
Homosexuelle und Behinderte. Die Droge Nationa­
lismus macht süchtig wie alle anderen. Und da die 
Säuberer mit der Säuberung der Nation (und der 
Welt) nie an ein Ende kommen können, weckt jede 
ihrer Menschenjagden die Lust auf eine nächste. In 
zweiter Instanz gilt die destruktive Leidenschaft der 
heutigen Nazis den Menschen und Institutionen, die 
sie bei der Menschenjagd behindern: zum einen den 
„undeutschen“ Linken und den Intellektuellen, die für 
die (den Nazis) mißliebigen Gruppen eintreten, zum 
andern den „fremden“ Institutionen: den (französi­
schen) Menschenrechten und dem (angloamerika-

nischen) Staat, der sie verteidigen soll, der parlamen­
tarischen Republik. Die Nazis von heute erinnern am 
ehesten an ihre Vorgänger aus den ersten Jahren der 
Weimarer Republik. Sie suchen noch nach ihrem 
„Führer“ , einem wortgewaltigen „kleinen großen 
M ann“ , der ihnen verspricht, daß sie sich an allen 
Fremden und Schwachen schadlos halten dürfen, 
wenn sie ihm nur „folgen“ , ihm ihre Stimmen und 
Fäuste leihen. Sie bilden noch keine „Bewegung“, und 
sie sind noch kaum bewaffnet. Aber sie würden gern 
bald einmal den Marsch auf eine „Feldherrnhalle“ 
proben, zum Beispiel durchs Brandenburger Tor und 
zum Reichstag. Sie rekrutieren sich aus dem Sechstel 
der Bevölkerung, das aus seiner antisemitisch- 
xenophoben Haltung in allen Umfragen nach 1945 
kein Hehl gemacht hat. Aus dieser gährenden, „zer­
streuten Masse“ (Günther Anders) der Abergläu­
bisch-Unzufriedenen schießen die Menschenjagden 
und Brandanschläge als Protuberanzen hervor.

II
Die nach Vertreibung, Deportation und Flucht in 
Ostdeutschland verbliebene Bevölkerung war vor­
dem (wie die westdeutsche) zwölf Jahre lang faschi­
stisch indoktriniert worden. Der Antifaschismus 
wurde ihr von der (sowjetischen) Besatzungsmacht, 
dann von deren Protege, der SED, verordnet. Die 
Mitverantwortung der profaschistischen Mehrheit für 
Krieg und Holocaust wurde in SBZ und D D R  nicht 
thematisiert. In der autoritären Mentalität dieser 
Mehrheit fand auch die SED-Diktatur eine Stütze. 
Weder der rasch niedergeschlagene Juni-Aufstand von 
1953, noch der Sieg der gegen die marode Diktatur 
der SED und ihres Staatssicherheitsdienstes aufbegeh­
renden Demonstranten im Herbst 1989 haben die 
autoritären Dispositionen der Mehrheit nachhaltig 
erschüttert. Die ältere wie die junge Generation in den 
„neuen Ländern“ hat die Erosion des traditionellen 
deutschen Autoritarismus, zu der es in den letzten 
Jahrzehnten in der alten Bundesrepublik gekommen 
ist, nachzuholen. Dafür sind freilich die gegenwärti­
gen Verhältnisse nicht eben günstig. Die Menschen im 
„Westen“ befanden sich nach 1945 infolge der Be-
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Setzung durch die Armeen der alten imperialistischen 
Demokratien und infolge des „Wirtschaftswunders“ 
in einer vergleichsweise privilegierten Situation. Die 
wiederhergestellte parlamentarische Demokratie ver­
mochte sich zu behaupten, und in den sechziger Jah­
ren gelang der Studenten- und Schüler-Protestbewe­
gung der „antiautoritäre“ Bruch mit den „Werten“ 
und dem Lebensstil der älteren Generation, die noch 
vom Kaiserreich und vom Faschismus geprägt war.

Die von den Stalinisten in der Sowjetunion ter­
roristisch durchgesetzte Modernisierung und das dar­
aus erwachsene System einer bürokratisch gesteuer­
ten Plan- und M angelwirtschaft war von ihren 
Ideologen auf den Namen „real existierender Sozia­
lismus“ getauft worden. Das nach dem zweiten Welt­
krieg auf die Satellitenstaaten der UdSSR, das heißt 
auch auf die D D R, übertragene Wirtschaftssystem - 
dessen Markenzeichen der chronische Mangel an 
Konsumgütern und die Allmacht der Geheimpolizei 
(die den „Archipel G U L ag“ überdauerte) waren - 
vermochte freilich die in den höchstentwickelten ka­
pitalistischen Industriegesellschaften erreichte Arbeits­
produktivität weder „einzuholen“, noch zu „überho- , 
len“ . Nach dem Scheitern aller nach Stalins Tod ver­
suchten bürokratischen Wirtschaftsreformen setzten 
die letzten Reformer schließlich die Rückkehr zum 
Kapitalismus auf die Tagesordnung (und machten das 
von ihnen bis dahin nur kontrollierte Staatseigentum 
zu ihrem privaten). Seither ist jedwede antikapitali­
stische Politik zumindest für die Dauer einer Gene­
ration -  nämlich derjenigen, die den Kollaps der bü­
rokratischen Planwirtschaft miterlebt hat -  diskredi­
tiert. Schon in der Spätzeit der D D R  orientierten sich 
darum oppositionelle Jugendliche nicht mehr an ir­
gendeiner „linken“ , sondern an der faschistischen Tra­
dition. Für die alten Nazis waren nicht nur Luxem­
burg und Trotzki, sondern auch Stalin, die GPU  und 
die Sowjetarmee Agenten einer gegen das „arische“ 
Deutschland gerichteten „jüdischen Weltverschwö­
rung“ . So sahen es dann auch die neuen Nazis, die es 
mit Honecker und Mielke zu tun hatten. „Rechten“ 
Jugendprotest, „Skinheads“ oder „Neonazis“ gab es 
darum in der D D R  schon in den achtziger Jahren; sie 
sind kein Produkt der „Wende“ . Bertolt Brecht er­
schien der „Kommunismus“ Vorjahrzehnten noch 
als das „Einfache“ , das „schwer zu machen ist“ .

Den Heutigen erscheint eine nichtkapitalistische 
Wirtschaft als etwas, das weder zu „machen“ , noch 
wünschbar ist. Nach dem Untergang von UdSSR und 
D D R  gibt es keine Alternative zur kapitalistischen 
Weltwirtschaft mehr, -  weder auf Kuba, noch in 
Nordkorea, noch im Reich der Mitte. Die Unzufrie­
denen und Desorientierten aus der jüngeren Gene­
ration, die sich vom ruinösen Fortschritt des Kapita­
lismus nichts erhoffen und die es zu Taten drängt, 
orientieren sich darum lieber an der verpönten und 
verdrängten faschistischen Tradition. Dort finden sie 
ein Einfaches, das leicht zu machen ist: Jeder umge­
stürzte Grabstein auf einem jüdischen Friedhof, je­

der Brandsatz, der gegen ein Asylantenheim geschleu­
dert wird, jeder verprügelte Ausländer ist in ihren Au­
gen ein kleiner Sieg für die deutsche Nation, die es 
ethnisch zu homogenisieren gilt. Ethnische Zugehö­
rigkeit ist eine Frage des Bluts -  und des Blutvergie­
ßens.

m

Die Opfer-Bilanzen des letzten Jahrzehnts, die nach 
dem Düsseldorfer Attentat vom 27.7.2000 veröffent­
licht worden sind, treiben einem die Schamröte ins 
Gesicht.

Durch das Düsseldorfer Handgranaten- (oder 
„Rohrbom ben“-) Attentat, das sich gegen eine 
Gruppe von russisch-jüdischen „Ausländern“ richte­
te, wurden auch Berufspolitiker, Presse und Öffent­
lichkeit neuerlich auf die „Gewalt von rechts“

Fassade eines Hauses in Abtsgmünd (Quelle: Konkret)

aufmerksam. In einem Artikel mit dem Titel „Mehr 
als dreißig Tote in zehn Jahren“ (Frankfurter Allge­
meine Zeitung, 2.8.2000, S. 2) hieß es: „Die Statistik 
des Bundeskriminalamts verzeichnet erstmals 1991 ei­
nen rapiden Anstieg rechtsextremer Gewalttaten, 
wozu Tötungsdelikte, Körperverletzungen, Brand­
stiftungen, Sprengstoff-Anschläge zählten. Damals, 
1991, wuchs diese Zahl auf 849, sie lag damit fünf­
mal so hoch wie 1990, im Jahr der Deutschen Ein­
heit. 1992 erreichte die Zahl der rechtsextremistischen
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Gewalttaten einen Höchststand von 1500 ermittelten 
Fällen, Mitte der neunziger Jahre sank die Zahl wie­
der unter die Tausender-Marke. 1999 waren es knapp 
750.“ „Zu rechtsextremistischen Straftaten zählen ne­
ben den Gewalttaten auch Sachbeschädigungen und 
Fälle von Volksverhetzung, vor allem aber Propagan­
da-Delikte. Die Gesamtzahl“ (dieser Straftaten) „be­
wegt sich schon seit 1997 wieder auf dem H öchst­
niveau, das zunächst 1993 erreicht worden war. D a­
mals verzeichnete die Statistik insgesamt rund 10 500 
Fälle. Mitte der neunziger Jahre waren es rund 3000 
Fälle weniger; im Jahr 1997“ gab es dann „jedoch 
11 700 Fälle“ , und „im vergangenen Jahr wurden 
rund 10 000 Fälle registriert.“

In einem weiteren FAZ-Artikel („Biedenkopf 
fordert ,Gesetz zum Schutz der Bürgerfreiheit4, 
17.8.2000, S. 1) wurden Zahlen zu antisemitisch mo­
tivierten Straftaten mitgeteilt: „Das Bundeskriminal­
amt hat im zweiten Quartal 2000 insgesamt 157 an­
tisemitisch motivierte Straftaten registriert. Wie aus 
einer am M ittwoch in Berlin veröffentlichten 
Regierungsantwort auf eine Parlamentsanfrage der 
PDS hervorgeht, waren das 47 Fälle mehr als im sel­
ben Vorjahreszeitraum. Dabei habe es sich unter an­
derem um zwei Körperverletzungen, eine Brandstif­
tung, elf Fälle von Störung der Totenruhe, zehn Sach­
beschädigungen und 133 sonstige Straftaten gehan­
delt.“

In einer von den Zeitungen Frankfurter Rund­
schau und Der Tagesspiegel erstellten Dokumentati­
on wurden -  im Unterschied zur „offiziellen“ Stati­
stik -  an die hundert Mordopfer rechtsextremistischer 
Gewalttäter namentlich aufgeführt: „Sie starben, weil 
sie anders aussahen, anders dachten, anders lebten. 
Eine Bilanz rechtsextremistischer Gewalt im Deutsch­
land der vergangenen zehn Jahre“ (Frankfurter Rund­
schau, 14.9.2000, S. 7-9).

T X T T er als Demokrat, Sozialist oder „Alterna- 
\  \  /  tiver“ jetzt nichts tut, um dem Jagen und 
\  V Erschlagen und Verbrennen von Frem ­

den und Schwachen ein Ende zu machen, also die 
Menschenrechts-Garantien für jedermann in der 
Bundesrepublik wiederherzustellen, der diskreditiert 
sich und seine Sache für alle Zeit.

Was ist zu tun? Wir müssen die Menschen, die 
aufgrund ihrer Hautfarbe und ihres Status potentiel­
le Opfer der rechten Gewalttäter sind, schützen. Wie? 
Indem wir, wo immer das nötig ist, gefährdete Per­
sonen, Wohngemeinschaften, Versammlungsstätten 
unter zivilen, unter unseren Schutz stellen. Indem wir 
- über das zahlenmäßig beschränkte Personal der al­
ternativen Gruppen hinaus -  an die deutsche Wohn­
bevölkerung appellieren, den Terror der rechten Men­
schenjäger bei sich nicht zu dulden, Ausländerschutz- 
Komitees oder Bündnisse zur Verteidigung der An­
gegriffenen zu organisieren, Asylantenheime, türkische 
Läden, Synagogen und Moscheen zu adoptieren, Tag- 
und Nachtwachen zu stellen, Telefonketten zu bilden.

Den (mit Schlagringen, Springerstiefeln und Baseball- 
Schlägern) „bewaffneten“ Skinheads können wir nur 
Widerstand leisten, indem wir viele unbewaffnete 
Menschen, die einander abwechseln, zum Schutz der 
(potentiellen) Opfer aufbieten.

Nur wenn wir einen solchen zivüen Widerstand 
organisieren, werden auch Exekutive und Judikative 
tun, was ihres Amtes ist. Nur wenn „normale“ deut­
sche Bürger und H onoratioren Front gegen die 
„Skinheads“ machen, wird „der Staat“ seine repres­
sive Toleranz aufgeben, den Personen- und Objekt­
schutz für Nicht-Privilegierte und Diskriminierte or­
ganisieren und faschistische Organisationen und Par­
teien verbieten. N ur wenn Hunderte und Tausende 
von Menschen aus dem Umland die von den Rech­
ten okkupierten und von ihnen als „Befreite Zonen“ 
bezeichneten Straßen in kleinen und mittleren Städ­
ten der „neuen Länder“ friedlich „zurückerobern“ , 
wird sich auch „der Staat“ auf sein Gewaltmonopol 
besinnen und wird der Innenminister den Bundes­
grenzschutz zur Wiederherstellung der „Hoheit“ in 
den (einstweilen von „Fremden“ und für deutsche 
Nationalisten) „befreiten Zonen“ einsetzen.

Die alte Linke hat sich in ihren besseren Tagen 
geweigert, den bürgerlichen Staat gegen ihre Gegner 
um Hilfe zu bitten. Sie war überzeugt, die „Arbeiter­
klasse“ werde rechtzeitig das Schlimmste verhüten. 
Doch konnte die Arbeiterbewegung des vorigen Jahr­
hunderts weder die beiden Weltkriege, noch den 
Holocaust verhindern; ihre Geschichte war eine Ge­
schichte von Niederlagen. Zur „Arbeiterklasse“, also 
zu den abhängig Beschäftigten, gehören in Ländern 
vom Typus der Bundesrepublik neun von zehn Men­
schen. „Bürger“-Komitees sind darum, soziologisch 
betrachtet, Arbeitnehmer- oder eben Arbeiter-Komi­
tees. Wenn man uns nach dem Leben trachtet, rufen 
wir nach der Polizei. Wenn die Polizei nicht kommt 
(oder nichts tut), müssen wir fliehen oder unsere 
Selbstverteidigung organisieren. Die „Bürgerkomitees 
gegen Gewalt“ werden Exekutive und Judikative nö­
tigen, gegen die rechten Schläger und ihre Organisa­
tionen so vorzugehen wie einst gegen die Angehöri­
gen der „Roten Armee Fraktion“ .

Sobald es der Minderheit, die sich mit den Po­
gromen und Menschenjagden, die seit den neunziger 
Jahren zum Alltag des wiedervereinigten Deutschland 
gehören, nicht abfinden kann, gelingt,ein paar Hun­
derttausend Mitbürger ihrer Apathie zu entreißen und 
zu gewaltfreien Aktionen gegen die rechten Schläger­
gruppen zu motivieren, ist die neonazistische Um ­
sturzbewegung, die sich in den letzten Jahren unter 
unseren Augen herausgebildet hat, am Ende. Die er­
folgreiche zivile Verteidigung der „Fremden und 
Schwachen in der Bundesrepublik würde uns und der 
„Welt“ beweisen, daß die Deutschen von heute mehr 
tun können, als Mahnmale für die Ermordeten der 
dreißiger und vierziger Jahre errichten, daß sie aus der 
Geschichte der Weimarer Republik und des „Dritten 
Reiches“ wirklich etwas gelernt haben.
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Der Inder 
aus Bangladesh
Von Jochen Schwenk

„Ich habe immer gedacht, hier in Darmstadt gibt es 
die Probleme nicht“ , äußerte Kamruzzaman Khan in 
einem Artikel des Darmstädter Echos (12.09.00), 
nachdem er einige Tage zuvor von Rechtsradikalen 
angegriffen und zusammengeschlagen wurde. Damit 
spricht er aus, was viele Darmstädterinnen so emp­
funden haben. Bei genauerer Betrachtung allerdings 
wirkt der Übergriff wenig überraschend.

Polizeibeamte werden in o.g. Zeitung wie folgt 
zitiert: „Auch ihr Aussehen habe keine rechtsradika­
le Gesinnung angedeutet: Sie trugen weder Glatzen 
noch entsprechende Kleidung.“ An diesen Worten 
läßt sich ein Problem erkennen, was aufgrund des ver­
kürzten Rechtsradikalismusbegriffs, wie er im Zuge 
der Sommerlochdebatte zum Thema verwandt wur­
de, entstand. Wo keine Glatzen mit Stiefeln marschie­
ren, da gibt es auch keinen Rechtsradikalismus! Wie 
sehr die Medien auf solche Klischees ausgerichtet 
sind, zeigt die folgende Verharmlosung: „Der Inder,

der (...) von ver­
mutlich Rechtsra­
dikalen angegrif­
fen wurde“ . (DE, 
11.09.00). Die er­
schrockene Ö f­
fentlichkeit ver­
schließt ihre Au­

gen und will weiter mit der Illusion vom leicht zu 
identifizierenden Naziskinhead leben. Doch Rechts­
radikalismus beginnt nicht erst beim Ausländer jagen­
den Mob, der sich im Szeneoutfit präsentiert.

Die rechte Gewalt, der fortwährend diskutier­
te „alltägliche Rassismus“ hat seine Wurzeln 
in der Kontinuität alter Nazistrukturen, be­

ginnt in den Köpfen und wird im Umgang mit Men­
schen manifest. So wird der Geschlagene durch die 
Darmstädter Polizei zum „Inder“ , obwohl er , wie 
später eingeräumt wurde, ursprünglich aus Bang­
ladesh kommt. N icht zu vergessen ist, dass Khan 
schon seit 1984 hier lebt und arbeitet. Formulierun­

gen wie „Ein in Darmstadt lebender Inder...“ (DE 
08.09.00) klingen deshalb sonderlich, suggerieren sie 
doch, dass der Betroffene nach 16 Jahren Arbeitsle­
ben in Deutschland noch immer fremd ist. Weder 
Polizei noch Lokal­
medien scheinen sich dar­
an zu stören. Auf diese 
Weise werden immer 
wieder Menschen pau­
schal in Schubladen ge­
steckt, als gäbe es zwi­
schen den sogenannten 
Ausländern keine Unter­
schiede. Paranoid wird, als Gegensatz zur „deutschen 
Leitkultur“ , überall Fremdes und Andersartiges er­
kannt und über einen Kamm geschoren. Die Frage 
nach der „nicht-deutschen Abstammung“ einer Per­
son ist noch immer entscheidendes Kriterium. Schein­
heilig wundert man sich dann, wenn Menschen we­
gen ihrer Hautfarbe, Religion, oder ihres Geburtsorts 
ermordet werden!

Der Überfall auf Khan läßt sich nur nicht auf 
eine Tat betrunkener Jugendlicher reduzieren. Miß­
lingt die Zuordnung zu bestimmten Stereotypen, ver- £  
sucht man sich mit der Aussage zu rechtfertigen, die 
Täter seien äußerlich nicht als rassistische Schläger er­
kennbar gewesen. Was hilft es, wenn das Stadtparla­
ment, allen voran Oberbürgermeister Benz (SPD), 
dem Bündnis gegen Rechts beitritt und zur „erhöh­
ten Wachsamkeit unserer Stadt gegenüber der rech­
ten braunen Gefahr“ (DE, 11.09.00) gemahnt, wenn 
eben jener Oberbürgermeister zu einem anderen 
Anlass, wider besseres Wissen, die bekannte N azi­
dichterin Margarethe Dierks zu einem Vortrag ein­
lädt. Eine antifaschistische Mahnwache übrigens, mit 
der gegen diese Einladung protestiert werden soll­
te, ließ die Stadt Darmstadt verbieten. Das Schlag­
wort vom „Rassismus aus der Mitte der Gesellschaft“ 
bekommt so in Darmstadt eine ganz neue Bedeutung. 
Dazu trugen unlängst auch die Grünen bei: Der ehe­
malige grüne Stadtverordnete Bernhardt machte

„Ich bin nicht bereit, Fragen so 
polemischen Inhalts durch meine 

Antwort auch noch aufzunorden.“ * 
(Manfred Kanther, CDU)

„Wer unser Gastrecht ^  
missbraucht, für 

den gibt es nur eins: raus 
und zwar schnell!“ 

(Gerhard Schröder,SPD)

*  Der frühere hessische CDU-Chef und Innenminister auf die Frage, ob er sich für den heimlichen Transfer der CDU-Millionen in 
die Schweiz beim früheren Ministerpräsidenten Walter Wallmann entschuldigen wolle. Dem „Großen Wörterbuch der Deutschen 
Sprache“ zufolge ist der Begriff „Aufnorden“ der Rassentheorie der Nationalsozialisten entlehnt. Nach ihr war die „nordische 
Rasse“ die wertvollste. „Aufnorden“ meint also: etwas durch Zusätze veredeln oder aufwerten. (dpa/Darmstädter Echo)
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„Viele Ausländer halten sich lieber 
in deutschen Strafanstalten auf als 

in ihrem Heimatland in Freiheit.“ 
(Junge Union, Bayern)

„Wir müssen die Homogenität 
des deutschen Volkes 

wiederherstellen.“ 
(Edmund Stoiber, CSU)

m

durch rassistische Bemer­
kungen im Anschluss an 
eine Stadtverordnetenver­
sammlung von sich Reden.
Er brachte nach der A b­
stimmung über den Beitritt zum Bündnis gegen 
Rechts, bei der er sich als einziger enthielt, sein Un­
verständnis über das „gesteigerte Selbstwertgefühl der 
Ausländer“ zum Ausdruck. Daraufhin von seiner Par­
tei zum Rücktritt gedrängt, beteuerte er, dass er doch 
nur „zur differenzierten Auseinandersetzung beitra­
gen wollte“ .

Nach der „D em o gegen Rechts“ des Stadt- 
schülerlnnenrates wirkte der Angriff auf Khan be­
sonders erschütternd. Dort wurde noch eindrucks­
voll gezeigt, wie viele Menschen bereit sind, gegen 
Rassismus und rechte Gewalt auf der Straße zu ge­

hen. Von Zivilcoura­
ge und dem Mut 
zum Handeln war da 
die Rede. Eine 
Straßentheatergrup­
pe, die parallel zur
Veranstaltung rassisti­

sche Überfälle simulierte, berichtete am Ende der 
Demo vom couragierten Eingreifen vieler Bürgerin­
nen und Bürger. Das sollte sich einige Tage später be­
währen, indem Passanten schnell reagierten und Khan 
halfen. Dennoch scheinen Rechte und Rechtsradika­
le immer wieder „positive“ Rückmeldungen seitens 
der Gesellschaft zu erhalten, so dass sie sich in ihrer 
Sichtweise, in ihrem Auftreten und Handeln bestätigt 
fühlen. Als Beispiel sei hier an die Aussagen eines 
Herrn Clemens Reif, CDU-Abgeordneter im hessi­
schen Landtag, erinnert. Dieser hatte während einer 
Diskussion im Landtag (nach eigenen Aussagen) dem 
Grünen-Fraktionsvorsitzenden Tarek Al-Wazir zuge­
rufen: „Ein Student aus Sanaa“ . Andere Anwesende 
meinten jedoch „Geh zurück nach Sanaa“ vernom­
men zu haben. Was der CDU-Abgeordnete nun ge­
nau gesagt hatte, bleibt sich gleich.

Offensichtlich kann die Herkunft eines Men­
schen zum Schimpfwort werden und scheint zur Dis­
qualifizierung eines politischen Gegners geeignet. 
Nicht zu vergessen ist in diesem Zusammenhang die

Kampagne der C D U  in Hessen ge­
gen die doppelte Staatsbürgerschaft. 
Seither ist es in diesem Bundesland 
wieder möglich, mit Rassismus und 
rechter Polemik Politik zu machen 

und sogar Wahlen zu gewinnen. Die Kampagne hat 
deutlich gemacht, wie tief verwurzelt die rassisti­
schen Vorurteile sind und wie leicht sie sich mobi­
lisieren lassen. Es verwundert nicht, dass „Schwarz- 
geld-Koch“ meint, in der Debatte um den Rechts­
extremismus zur Räson rufen zu müssen: das Pro­
blem sei schließlich gar nicht so groß! Da bleibt 
an den Christdemokraten nur eine Frage: „Was siehst 
Du aber den Splitter in deines Bruders Auge und 
nimmst nicht wahr den Balken in deinem Auge?“ 
(Matthäus 7,3).

A
 uch die Darmstädter C D U  verortet die Gefah­

ren ganz woanders: Sie fühlt sich belastet, ob 
der ach so schlimmen Zustände auf dem 

Luisenplatz, den sie in der Hand von Pennern, Aus­
ländern und Drogensüchtigen wähnt. Die Lösung 
lautet „Dreck weg“ , was mit „eisernem Besen“ be­
werkstelligt werden soll. So klingt es, wenn die christ­
liche Union von Menschen spricht. Zwar wurden auf 
massive Kritik hin die dreistesten Anspielungen aus 
dem Kommunalwahlprogramm 
gestrichen, das rechte Klientel 
versteht dennoch genau, wer und 
was gemeint ist.

Trotz populistischer Zusa­
gen gibt es keine wirkliche Be­
reitschaft, sich mit den Themen 
Rechtsradikalismus und Rassis­
mus ernsthaft auseinanderzuset­
zen. Weiterhin wird es deshalb 
rechten Schlägern möglich sein, 
ihren Terror zu verbreiten. So 
lange durch öffentliche Institutionen antifaschistische 
Arbeit und Initiativen behindert werden, erweist sich 
das ganze Gerede als Makulatur. Wirkliches Interes­
se an der Bekämpfung von Rassismus, rechter Ge­
walt und Ideologie besteht nicht. Alle Verwunderung 
und Betroffenheit der bürgerlichen Öffentlichkeit ent­
larvt sich somit als Heuchelei.

„Wir sind so voll, 
wir können 

nicht einmal einer 
afrikanischen 

Ameise Asyl ge­
währen.“ (Horst 

Niggemeyer, SPD)
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Der späte Triumph 
des Ernst Nolte
Von Michael Enderlein

Daß Ernst Nolte, rechter Wortführer im Historiker­
streit, im Jahr 2000 noch einmal für Schlagzeilen 
sorgt, mag verwundern. In der Geschichtswissen­
schaft schien er ebenso abgemeldet wie bei der FAZ, 
deren Haus- und Hofschreiber er lange Zeit war; auch 
sein 75. Geburtstag 1998 ging eher unbeachtet vor­
über. Im Sommer dieses Jahres dann verlieh ihm die 
rechts-konservative Deutschland-Stiftung den Kon- 
rad-Adenauer-Preis, mit dem sie „Taten und Men­
schen“ ehren will, die „zu einer besseren Zukunft 
beitragen“ . Und dazu gehört nunmal eine saubere 
Vergangenheit, die N olte sich immer wieder zu 
schreiben anschickte. Frühere Preisträger waren üb­
rigens Axel Springer, Alfred Dregger, Helmut Kohl 
oder Armin Möhler, ein Hinweis darauf, daß die Stif­
tung sich bewußt als Scharnier zwischen konserva­
tiv und rechts (-extrem) empfindet.

Die Liste der Ehrenpräsidenten ist hierfür wei­
terer Anhaltspunkt. Neben Konservativen, wie dem 
Ministerpräsidenten Thüringens, Vogel, und Rupert 
Scholz, ehemals Bundesverteidigungsminister, fir­
miert der rechtsextreme Publizist Kurt Ziesel unter 
diesem Titel. Ziesel, der laut einem Urteil des Land­
gerichts München als „notorischer Nationalsozialist“ 
bezeichnet werden darf, wird von der Süddeutschen 
Zeitung gar als „langjähriger geistiger Mentor der 
Deutschland-Stiftung“ genannt.

Doch kommen wir zurück zur Preisverleihung: 
Als Laudator fungierte der Direktor des 

Münchner Instituts für Zeitgeschichte, Horst 
Möller, dessen Haus bisher (trotz einiger Attacken 
gegen die Ausstellung „Vernichtungskrieg -  Verbre­
chen der Wehrmacht“ und wenig erhellender Aussa­
gen über den Hitler-Attentäter Johann Georg Elser) 
in der Historikerzunft einen seriösen Ruf genoß. In 
einer gemeinsamen Erklärung des AStA der Uni 
München, der Grünen, der PDS sowie mehrerer So­

zialdemokraten wurde Möller aufgefordert, sich nicht 
zum „Steigbügelhalter revisionistischer Geschichts­
interpretation“ zu machen. Zwar beeilte er sich zu 
betonen, er rede als Privatperson, dennoch blieb bei 
Kollegen und Öffentlichkeit ein schaler Beige­
schmack zurück, da explizit die Zeitgeschichte The­
ma war.

Zu Noltes Positionen
Anfangs noch verhalten, wie in seinem Buch „Der 
Faschismus in seiner Epoche“ (1963), später immer 
dezidierter, vor allem in seiner Rede von der „Vergan­
genheit, die nicht vergehen will“ (FAZ, 6.6.1986), 
welche Anlaß war für den Historikerstreit und von 
anderen Historikern und dem Philosophen Habermas 
zerpflückt wurde, und in der darauffolgenden Schrift 
„Der europäische Bürgerkrieg 1917 -  1945“ (1987), 
breitete Nolte seine These vom Nationalsozialismus 
als Gegenbewegung zum Bolschewismus aus. In sei­
ner Diktion war der „Rassenm ord“ der Nazis die 
Antwort auf den „Klassenm ord“ der Bolschewiki, 
der „Archipel G U L ag“ damit „ursprünglicher“ als 
Auschwitz. Nolte fragte: „Vollbrachten die National­
sozialisten, vollbrachte Hitler eine ,asiatische4 Tat 
vielleicht nur deshalb, weil sie sich und ihresgleichen 
als potentielle oder wirkliche Opfer einer »asiatischen4 
Tat betrachteten?“ (Die „asiatische Tat“ steht als Sy­
nonym für Massenmord und soll im Gegensatz zu 
europäischen Maßstäben verstanden werden.)

Sich selbst antwortend, konstatiert Nolte einen 
„kausalen Nexus“ , einen ursächlichen Zusammen­
hang, zwischen Bolschewismus und Nationalsozialis­
mus. Ersterer stelle „Schreckbild“ , Herausforderung 
und Ursprung, letzterer Antwort und Kopie dar. Der 
„rote Terror“ sei zwar bald vom faschistischen abge­
löst worden, doch es seien die bolschewistischen Me­
thoden gewesen, die übernommen und abgewandelt 
wurden.
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Um die Judenvernichtung zu erklären, ver 
knüpft Nolte das Judentum  mit dem Bol­
schewismus: es seien „auffallend viele Ju ­

den, die sich indessen nicht mehr als Juden betrach­
teten, an der russischen Revolution beteiligt“ gewe­
sen. Daraus entsteht die These, daß der nazistische 
Vernichtungswille einen rationalen Kern, nämlich die 
notwendige Verteidigung gegen die Gefahr aus dem 
bolschewistischen Osten, gehabt habe. Nolte entwirft 
das Schreckgespenst von der „ewigen Linken“ und 
erinnert damit, insbesondere vor dem Hintergrund 
der o.g. Verknüpfung, fatal an die Hetze gegen den 
„ewigen Juden“ .

Die verbrecherische Motivation Hitlers könne, 
so eine weitere These, nur durch die vorherrschende 
Empfindung „Angst“ erklärt werden; Angst vor dem 
Anderen, vor den Juden, vor Krankheit, Aufruhr und 
Angst vor dem Bolschewismus. Die Millionen Täter 
und Mitläufer in Deutschland werden nicht einfach, 
wie oft geschehen, als Verführte gezeigt, sondern 
waren ebenso von der Furcht getrieben. Ob Hitler im 
klinischen Sinne krank gewesen sei, bleibt offen. 
Dagegen wird die „Konsequenz“ des Diktators so­
wie der SS hervorgehoben, was an Jenningers Rede 
vom „Faszinosum Nationalsozialismus“ denken läßt.

Noltes Vorgehensweise, die „phänom enolo­
gische Methode“, meint bei ihm, sich einzufühlen in 
den Gegenstand, „den Faschismus und Nationalso­
zialismus zu Wort kommen zu lassen ohne voreilige 
Kritik“ . Es gleicht an manchen Stellen einer Werbe­
veranstaltung, wenn er sagt, daß der Historiker „auch 
die schlimmsten unmoralischen Akte so weit wie ir­
gend möglich verstehbar und unter Umständen so­
gar verständlich zu machen“ habe. Hitlers „Empfin­
dungen und Befürchtungen“ sieht er als so „verständ­
lich“ an , daß er zum Urteil kommt, sie seien „bis zu 
einem bestimmten Punkte gar gerechtfertigt“ .

Da die gesamte Geschichte des 20. Jahrhunderts 
in Noltes Lesart „Weltbürgerkrieg“ ist, komme „dem 
Nationalsozialismus zumindest insoweit ein gewisses 
historisches Recht zu, als er sich dem umfassenden 
Anspruch der Sowjetunion mit großer, wenn auch mit 
vermutlich weit überschießender Energie widersetz­
te“ . Immer wieder tauchen rechtsextreme Argu­
mentationslinien auf, so sei z.B. der Vernichtungs­
krieg im Osten „in einem noch näher zu bestimmen­
den Sinne ein Verteidigungskrieg“ gewesen.

Neben dem Quellenmaterial behandelt Nolte 
die diversen Interpretationsansätze und erweckt so 
den Anschein der Vorurteilsfreiheit gegenüber For­
schungsergebnissen. Auf den ersten Blick lobens­
wert, ist dies bei näherem Hinsehen mitnichten aus­
gewogen. Ausführlich referiert er rechtsradikale The­
sen und plumpe revisionistische Machwerke. Durch 
bloße Deskription werden Auschwitz leugnende 
Schriften, z.B. solche des mehrfach verurteilten und

mit Einreiseverbot in die BRD belegten Neonazis 
David Irving sowie das sog. Leuchter-Gutachten, 
immer wieder in wissenschaftliche Diskussionen ein­
gebracht und damit aufgewertet. Nolte vertritt jene 
Positionen nicht, die Wiedergabe allerdings ist Was­
ser auf die Mühlen all derer, die, sich auf eine „wis­
senschaftliche“ Quelle berufend, davon sprechen, 
man wisse nichts genaues über den Massenmord. 
Anstatt den Holocaust offen zu leugnen, wird be­
hauptet, er sei nicht bewiesen. Mithin verschiebt sich 
das gesamte Argumentationsfeld nach rechts.

Nolte verwendet häufig Konditional-Konstruk­
tionen; damit kann er Meinungen in die Debatte ein­
fließen lassen, ohne sie auch vertreten zu müssen: 
„Wenn ,Vermehrung der soldatischsten Naturen im 
Volk4 ein legitimes oberstes Ziel ist, dann muß man 
zugeben, daß die SS mit ihrer ,positiven Bevölke­
rungspolitik4 den einzigen ernsthaften Versuch dar­
stellte, eine Entwicklung zu verhindern, die heute 
übermächtig erscheint“ . Häufig werden auch Behaup­
tungen im Nachsatz relativiert, z.B.: Hitler hatte „hi­
storisch unrecht [...], obwohl er in einigen wesentli­
chen Punkten richtig sah.“

Die Angst vor Wiederholungen, einem neuen 
Hitler, ist für ihn töricht und gegenstandslos, somit 
seien „volkspädagogische Besorgnisse überflüssig“ . 
Wie stark derartige Bekundungen nicht nur nach 
rechtsaußen, sondern auch in die Mitte der Gesell­
schaft wirken, kann man an Walsers gefeierter Pauls­
kirchenrede (Stichwort „Moralkeule Auschwitz“) 
oder an diversen „Schlußstrich“-Debatten ablesen.

W  as also mag Horst Möller beflügelt haben,
 als er in seiner Laudatio pathetisch abhob:

„Ernst Nolte ist der einzige Geschichts­
philosoph unter den deutschen Historikern und der 
einzige Historiker unter den deutschen Geschichts­
philosophen.“ Nur wenig Kritik brachte er vor, viel 
lieber schwadronierte er von „den gewollten Mißver­
ständnissen“, auf die Noltes Werk in der Vergangen­
heit gestoßen sei.

In den Worten der Deutschland-Stiftung, wo­
nach das Werk Noltes „das eingleisige Geschichts­
denken im zwanzigsten Jahrhundert überwand und 
damit nicht nur der deutschen Geschichtsforschung 
und Geschichtsdeutung eine neue Freiheit erkämpf­
te“ , manifestiert sich der Wille, endlich zur „selbst­
bewußten N ation“ zurückzufinden. Daß dafür die 
Vergangenheit und insbesondere der Nationalsozia­
lismus relativiert und historisiert werden müssen, 
haben sie längst erkannt. Nolte war nur der Vorrei­
ter; indem man ihm, wenngleich mit Abstrichen, folgt, 
wie etwa in der Diskussion um das „Schwarzbuch des 
Kommunismus“ oder mit Möllers Publikation „Der 
rote Holocaust und die Deutschen“, bereitet man ihm 
einen späten Triumph.
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Geschichte, 
ein Nebenfach

Interview mit Philipp Benz, Mitglied der Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes -  Bund

Seit Jahrzehnten ver­
suchen Siey an D arm ­
städter Schulen A uf­
klärungsarbeit über die 
Zeit des N ationalsozia­
lismus zu leisten. Welche 
Erfahrungen machen Sie 
bei diesen Vorträgen, 
welche Reaktionen be­
kommen Sie von den 
Schülerinnen?

Meist werde ich von Klassen eingeladen, die ein Pro­
jekt zur Zeit des Faschismus in Arbeit haben. Die 
Erwartungshaltung und das Interesse sind meist sehr 
groß, leider muß ich aber feststellen, daß viele Schü­
ler und Schülerinnen mit den historischen Zusammen­
hängen überfordert sind. Aber genau auf diese Zu­
sammenhänge kom m t es mir an. Man kann zum 
Beispiel die Entstehung des sogenannten „Dritten 
Reichs“ nicht ohne die Vorgänge in der Weimarer Re­
publik verstehen. Hier klaffen aber große Lücken - 
auch bei den Lehrern. Das Fach Geschichte wird 
immer mehr zum Nebenfach degradiert. Oft wird 
der Eindruck vermittelt, die Geschichte habe erst 
1945 angefangen.

An den Fragen, die mir gestellt werden, messe 
ich den Erfolg meiner Bemühungen. Die jüngeren 
Schüler wollen wissen, wie es im Gefängnis und im 
KZ war,,ob ich mißhandelt wurde u.ä. Über solche 
Dinge rede ich da aber nicht gern. Der Aufenthalt im 
KZ ist eine Sache, die persönlich bewältigt werden 
muß. Nur von den älteren Schülern kommen manch­
mal Fragen nach den politischen Verhältnissen.

Sie beklagen das lückenhafte Geschichtswissen. Müßte

die Debatte über den Rechtsradikalismus nicht auch 
als Anlaß dienen, das Augenmerk a u f die Vermitt­
lung historischer Kenntnisse zu richten?

Das sollte man meinen. Es wird schließlich aufgeru­
fen, die Aufklärung in den Schulen zu intensivieren. 
Das kann nicht passieren, wenn Zeitzeugen einmalig 
zwei Stunden vor einer Schulklasse sprechen. Da ge­
hört mehr dazu.

Außerdem befürchte ich, daß die Debatte von 
vorübergehender Aktualität ist. Zwar finden sich 
Politiker und Prominente zusammen, auch werden hin 
und wieder noch Erklärungen verabschiedet, jedoch 
ohne tragfähige Basis wird es keine Erfolge geben. 
Diese tragfähige Basis vermisse ich z.B. bei den Ge­
werkschaften.
Der Anstoß für die Rechtsradikalismus-Debatte kam 
ja von seiten der Wirtschaft. Der Industrie geht es 
lediglich darum, keine Absatzmöglichkeiten im Aus­
land zu verlieren. Alles was hier passiert, geschieht im 
Interesse des Marktes und der Globalisierung und da 
befürchtet man Einbußen. Entscheidend ist das An­
sehen im Ausland, da kann man sich keinen 
„Standortnachteil“ Rechtsradikalismus leisten.

Im Zentrum der Diskussion steht die Forderung nach 
dem Verbot der NPD. Was halten Sie von einem sol­
chen Schritt?

Ich bin entschieden für ein Verbot der NPD. Prinzi­
piell gehören Parteien, die zu Rassenhaß und 
Demokratiefeindlichkeit aufrufen, aus dem politi­
schen Leben gedrängt. Dadurch werden deren Wir­
kungsmöglichkeiten eingeschränkt, allein weil ein gro­
ßer Teil der finanziellen Mittel fehlt. Ich verstehe die 
Bedenken nicht, daß dann im Untergrund oder in 
Nachfolgeorganisationen agiert werden könnte.
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Wozu gibt es denn Polizei und Verfassungschutz, 
wenn sie verbotene Strukturen nicht kontrollieren 
können? Hier ist Handlungsbereitschaft auch gegen 
rechts gefragt und nicht gegen Linke, die faschistische 
Aufmärsche nicht hinnehmen wollen.

Vor einiger Zeit fan d  in D arm stadt eine Schüler- 
Innen-Demonstration gegen rechts mit etwa 2000 
Teilnehmerinnen statt. Ist der Antifaschismus hierzu­
lande stark genug, um weitere Nazi-Übergriffe zu ver­
hindern oder sind solche Aktionen allenfalls von sym­
bolischem Wert?

Grundsätzlich ist es richtig, massiv und demonstra­
tiv gegen Neonazis aufzutreten. Es fehlt leider die ge­
sellschaftliche Geschlossenheit, um den Rechtsradika­
len den Spielraum zu nehmen. Im Augenblick sehe 
ich trotz des Engagements von Einzelpersonen und 
Gruppen keine wesentliche Kraft, die sich wirkungs­
voll den rassistischen Übergriffen entgegenstellt und 
diese verhindert. Jeden Tag gibt es solche Angriffe 
und ich komme um den Verdacht nicht herum, daß 
verschiedene Politiker Verständnis für Gewalttaten 
haben, wenn es z.B. Asylbewerber trifft.

Ein Beleg für die fehlende Geschlossenheit ist 
auch.der Nicht-Beitritt der CDU-Fraktion im Kreistag 
Darmstadt-Dieburg zum „Bündnis gegen Rechts“ . 
Dies wurde begründet mit der Befürchtung, daß die 
Definition von rechtsextrem auf die C D U  zurück­
fallen könnte. Auch das ist bezeichnend.

Die einzelnen Initiativen -  heute von Schülern, 
morgen eine Gewerkschaftsversammlung und über­
morgen Bürgerbündnisse -  müßten koordiniert wer­
den. Nur durch einen Grundkonsens und daraus fol­
genden einheitlichen Aktionen würde ich mir etwas 
versprechen.

Die Stadt Darmstadt ist im Sommer diese Jahres dem 
„Bündnis gegen Rechts“ beigetreten. Wissen Sie von 
daraus hervorgegangenen Aktionen bzw. sind Sie 
als Zeitzeuge eingeladen worden?

Nein.

Kann über Bündnisse dieser A rt wirklich interve­
niert werden oder taugt das Beschwören von Zivilcou­
rage lediglich zur Selbstberuhigung?

Sicherlich ist der Hinweis berechtigt. Es wird gesagt, 
ihr dürft nicht wegsehen, ihr müßt eingreifen, ihr 
müßt aktiv werden. Der Appell an die Zivilcourage 
ist praktisch ein Armutszeugnis für diejenigen, die das 
Gewaltmonopol des Staates verteidigen.

Wenn Nazis aber gewisse Gebiete zu „national 
befreiten Zonen“ machen, dann bedarf es eben ei­
nes gemeinsamen Willens, der dazu führt, daß viele 
sich denen entgegenstellen.

Angesichts der häufig zu hörenden Gleichsetzung 
von rechts und links entsteht der Eindruck, Revisio­
nisten und Vertreter der Totalitarismustheorie wie 
Ernst Nolte feiern jetzt ihre größten Erfolge.

Leider ist Nolte ja nicht allein. Es gibt noch andere 
Intellektuelle, die sich bemühen, einen solchen Zusam­
menhang herzustellen. Der Krieg wird vollkommen 
umgedeutet: Bolschewiki und Juden hätten wegen 
vorher verübter Taten ihre Vernichtung durch die Na­
zis herausgefordert. Dies ist eine Umschreibung der 
Geschichte und dient der Relativierung der Nazi-Ver­
brechen. Dazu paßt, daß viele den Nationalsozialis­
mus nur noch als ein historisches Ereignis unter vie­
len betrachten wollen.

Die Diskussion um die Wehrmachtsausstellung 
lief nach einem ähnlichen Muster. Nachdem man neun 
Fotografien entdeckte, die nicht richtig zugeordnet 
waren, wurde die gesamte Ausstellung zurückgezo­
gen und übrig blieb in großen Teilen der Öffentlich­
keit die Meinung, der gesamte Sachverhalt sei falsch 
gewesen. Es standen nicht mehr die zahlreichen Ver­
brechen der Wehrmacht im Vordergrund, sondern 
die rechten Verdrehungen.

Die Fragen stellten Günter Mergel und Michael 
Enderlein.

Was ist die VVN - BdA?
„Die Vernichtung des Nazismus mit seinen Wurzeln ist unsere Losung. 

Der Aufbau einer neuen Welt des Friedens und der Freiheit ist unser Ziel.“ 

Daß dieser Schwur der befreiten Häftlinge des KZ Buchenwald bis 

heute aktuell bleiben würde, hatte damals, im April 1945, wohl niemand 

geahnt. Er ist unverändert gültiges Leitmotiv der „Vereinigung der Ver­

folgten des Naziregimes -  Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten“ 

(VVN-BdA). Und das ist kein Zufall: Die Ursprünge der VVN sind bis in die 

KZ und Zuchthäuser der Nazis zurückzu verfolgen, wo eingekerkerte Hitler­

gegner insgeheim bereits Pläne für ein von den Nazis befreites, antifa­

schistisches, demokratisches und friedfertiges Deutschland entwickel­

ten, als andere noch „Sieg Heil“ brüllten. Die Frauen und Männer des an­

tifaschistischen Widerstandes, die Überlebenden der nazistischen Kon­

zentrationslager gründeten kurz nach Ende des Krieges die VVN -  nicht 

ahnend, daß auch noch zur Jahrtausendwende der Kampf gegen einen 

sogar erstarkenden Neofaschismus und für eine längst nicht verwirklich­

te „neue Welt des Friedens und der Freiheit“ dringend geboten sein würde 
„Die Vereinigung ist ein überparteilicher, überkonfessioneller Zusam­

menschluß von Verfolgten des Naziregimes, Widerstandskämpfern, An­

tifaschisten.“ — „Die Vereinigung tritt ein für antifaschistisch-demokrati­

sche Entwicklungen auf allen Gebieten des politischen, gesellschaftlichen 

und kulturellen Lebens in der Bundesrepublik Deutschland.“ -  „Die W N - 
Bund der Antifaschisten bekämpft Ursachen und Erscheinungsformen des 

Faschismus, Militarismus, Antisemitismus, Revanchismus und der Aus­
länderfeindlichkeit. Die Vereinigung pflegt die demokratischen und huma­
nistischen Traditionen des Widerstandskampfes, ehrt die Opfer des Fa­
schismus und ist bestrebt, die geistigen und moralischen Werte der Wi­

derstandsbewegung an die junge Generation weiterzugeben.“

(Aus der Satzung der VVN - BdA)
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Weil Humanität 
und Recht es gebieten
Bleiberechtsregelung fü r  bosnische Bürgerkriegsflüchtlinge in Deutschland 
Von Pro Asyl

Über die Hälfte der Bevölkerung Bosnien-Herze­
gowinas machte der Krieg zwischen 1992 und 1995 
zu Flüchtlingen und Vertriebenen. Innerhalb des ei­
genen Landes wurden 1,1 Mio. Bosnierinnen und 
Bosnier Opfer ethnischer Vertreibung, 200.000 ka­
men ums Leben oder gelten heute noch als vermisst. 
Etwa 1,2 Mio. Menschen flohen über die Landesgren­
zen ins Ausland. Etwa 350.000 bosnische Staatsbür­
ger fanden Schutz in der Bundesrepublik Deutsch­
land. Es war und bleibt eine außergewöhnlich huma­
nitäre Leistung, diesen Menschen im Augenblick 
höchster Gefahr Schutz gewährt zu haben, auch wenn 
darauf hingewiesen werden muss, dass andere Län­
der im Vergleich zu ihrer Bevölkerungszahl mehr 
Flüchtlinge aufgenommen haben als die Bundesrepu­
blik Deutschland. Die Anteilnahme und Hilfsbereit­
schaft in Politik und Gesellschaft der Bundesrepublik 
war international vorbildlich und ist noch heute ent­
sprechend zu würdigen.

Doch schon unmittelbar nach dem zwischen 
den Konfliktparteien im Dezember 1995 
geschlossenen Daytoner Übereinkommen, in 

dem den Flüchtlingen ein Recht auf Rückkehr an ih­
ren Vorkriegswohnort in Sicherheit und Würde zu­
erkannt wurde, schlugen die bundesdeutschen Innen­
minister gegenüber den Flüchtlingen eine Gangart an, 
die im internationalen Vergleich im negativen Wort- w 
sinn einzigartig war. Flüchtlings- und Menschen­
rechtsorganisationen hatten frühzeitig darauf hinge­
wiesen, dass viele der bosnischen Flüchtlinge, die in 
Deutschland Schutz gefunden hatten, dauerhaft nicht 
nach Bosnien-Herzegowina zurückkehren könnten:
•  Personen, die nach der Rückkehr an ihren Vorkriegs­
wohnort dort nicht der ethnischen Bevölkerungs­
mehrheit angehören würden,
•  Opfer von Folter und sexualisierter Gewalt,
•  Menschen, die gewaltsame Vertreibung oder 
Konzentrationslagerhaft durchlitten hatten,
•  traumatisierte Flüchtlinge,
•  alte Menschen ohne Angehörige in Bosnien-Herze­
gowina,

•  alleinerziehende Personen mit minderjährigen Kin­
dern und
•  gemischt-ethnische Familien.

Die Tinte unter dem Daytoner Übereinkommen 
war noch nicht trocken, als sich die Innenminister des 
Bundes und der Länder 1995 einvernehmlich darauf 
verständigten, grundsätzlich alle Flüchtlinge aus 
Bosnien-Herzegowina seien Gäste auf Zeit und hät­
ten die Bundesrepublik Deutschland wieder zu ver­
lassen. Als einziges der seinerzeitigen Hauptauf­
nahmeländer verweigerte Deutschland diesen Flücht­
lingen ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht im Gastland.

Mehr als 300.000 bosnische Bürgerkriegs­
flüchtlinge haben bis heute unter dem enormen Aus­
reisedruck der Behörden die Bundesrepublik 
Deutschland verlassen. Etwa 250.000 kehrten unter 
schwierigsten Bedingungen nach Bosnien-Herze­
gowina, in der Regel jedoch nicht an ihre Vorkriegs­
wohnorte zurück. Sie leben in Bosnien-Herzegowina 
als Binnenvertriebene. Etwa 50.000 Menschen, meist 
Angehörige der Personengruppen, für die eine Rück­
kehr nach Bosnien-Herzegowina unmöglich war, 
wanderten aus Deutschland in die USA, nach Kana­
da oder Australien weiter, wo ihnen ein Bleiberecht 
zuerkannt wurde. Die etwa 37.000 bosnischen Flücht­
linge, die sich noch immer in der Bundesrepublik 
Deutschland aufhalten, gehören in ihrer großen Mehr­
heit zu jenen Personengruppen, die nach Ansicht des 
Hohen Flüchtlingskommissars weiterhin auf interna­
tionalen Schutz angewiesen sind.

Seit Frühjahr dieses Jahres werden auch diese 
Flüchtlinge unterschiedslos aufgefordert, die Bundes­
republik Deutschland kurzfristig zu verlassen. Auf 
die Zugehörigkeit zu einer besonders schutzbedürf­
tigen Gruppe wird keine Rücksicht mehr genommen. 
Im Falle traumatisierter Flüchtlinge werden zum Teil 
sogar fachärztliche Begutachtungen durch pauscha­
le amtsärztliche Beurteilungen vom Tisch gewischt. 
Flüchtlinge, deren Traumatisierung nicht angezwei- 
felt werden kann, werden auf «angeblich vorhandene 
Behandlungsmöglichkeiten in Bosnien-Herzegowina 
verwiesen.
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Inzwischen macht sich in Politik und Gesellschaft je­
doch die Einsicht breit, dass der Umgang mit bosni­
schen Flüchtlingen in Deutschland nicht länger mit hu­
manitären Grundsätzen vereinbar ist und auch nicht 
im Interesse der Bundesrepublik Deutschland 
liegt. U N H C R , die großen Wohlfahrtsverbän­
de und PR O  A SY L haben an die Länder­
innenminister appelliert, schutzbedürftigen bos­
nischen Flüchtlingen ein Bleiberecht in der Bun­
desrepublik Deutschland einzuräumen. In einer 
gemeinsamen Studie haben sie festgestellt, dass 
die noch in der Bundesrepublik Deutschland le­
benden Flüchtlinge in ihrer großen Mehrheit An­
gehörige von „Problemgruppen“ sind, die dau­
erhaft nicht nach Bosnien-Herzegowina zurück­
kehren können. Auch der Deutsche Bundestag 
hat in einem einstimmigen Beschluss die Bundes­
regierung aufgefordert, gegenüber den Bundes­
ländern auf eine Bleiberechtsregelung für die 
bosnischen Flüchtlinge hinzuwirken.

Das Bleiberecht: Die beste Lösung für alle
Die schwierige soziale und rechtliche Situation der 
bosnischen Flüchtlinge in der Bundesrepublik 
Deutschland und die Lage in Bosnien-Herzegowina 
selbst machen es notwendig, nunmehr sehr schnell zu 
einer pragmatischen und humanen Lösung zu kom­
men. Hierfür sprechen rechtliche, humanitäre und 
auch ökonomische Gründe:

Die meisten bosnischen Flüchtlinge, die noch in 
der Bundesrepublik Deutschland leben, sind Opfer 
von Verfolgung geworden und daher Flüchtlinge im 
Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention. Sie hätten

daher Anspruch auf ein dauerhaftes Bleiberecht in 
Deutschland gehabt. Der zeitnahe Zugang zu einem 
Verfahren zur Anerkennung der Flüchtlingseigen­
schaft wurde ihnen jedoch verwehrt. Die Rückkehr 
an den Vorkriegswohnort in Sicherheit und Würde 
ist für viele nicht möglich. Ihre Häuser und Wohnun­
gen sind von den noch über 800.000 Vertriebenen in­

nerhalb Bosnien-Herzegowinas belegt. Traumatisierte 
Flüchtlinge werden vor Ort keine ausreichende the­
rapeutische Infrastruktur vorfinden. Der Zugang zum 
ohnehin rudimentären Sozialsystem in Bosnien-Her­

zegowina ist für Personen in besonders schwierigen 
Lebenslagen -  insbesondere bei „Rückkehr“ in die 
Binnenvertreibung -  versperrt.

Die Flüchtlinge leben seit nunmehr sechs bis neun 
Jahren in der Bundesrepublik Deutschland. Ihre Kin­
der sind hier geboren, gehen hier zur Schule und spre­
chen oft besser Deutsch als Bosnisch. Sie sind ge­
schätzte und akzeptierte Nachbarn geworden und ha­
ben sich in die hiesige Gesellschaft integriert. Nach 
langen Jahren ist ihnen die Bundesrepublik Deutsch­
land zur Heimat geworden. Eine erzwungene „Rück­
kehr“ nach Bosnien-Herzegowina empfinden sie als 

eine erneute Vertreibung. Trotz inten­
siver Bemühungen von PRO ASYL 
wurden sie durch die Innenminister 
von der im N ovem ber 1999 be­
schlossenen „Altfallregelung“ ausge­
schlossen.

Es ist unverständlich und auch 
ökonomisch unsinnig, dass im Falle 
der noch hier lebenden Flüchtlinge 
eine Ausreise erzwungen werden soll, 
wenn zur gleichen Zeit eine Debatte 
um die Notwendigkeit von Einwande­
rung geführt wird. Insbesondere im 
Handwerk und in mittelständischen 
Betrieben sind viele bosnische Flücht­
linge zu unverzichtbaren Mitarbeitern 
geworden. Dies zeigt unter anderem 

die gemeinsame Initiative der Oberbürgermeister der 
Städte Konstanz und Singen, die beschlossen haben, 
keine bosnischen Flüchtlinge abzuschieben, die in 
festen Beschäftigungsverhältnissen stehen. Es ist wich­
tig, dass jetzt ein eindrucksvolles Signal der Solidari­
tät mit den bosnischen Flüchtlingen von der Bundes­
republik Deutschland ausgeht.

Bleibeberechtigte bosnische Flüchtlinge 
in acht Aufnahmeländern (Stand Mai 2000)

Bosnische

Aufnahmeland
Flüchtlinge 
im Mai 2000

Österreich 67.000

Schweden 53.000

Dänemark 28.000

Schweiz 15.000

Niederlande 24.000

Kanada 35.000

USA 140.000

BR Deutschland 37.000

Davon: Bosnische Anteil
Flüchtlinge bleibeberechtigter
mit Bleiberecht Flüchtlinge in %

66.300 99,0

52.798 99,6

27.244 97,3

8.000 53,3

24.000 100,0

35.000 100,0

140.000 100,0

0 0

Quelle: UNHCR

Bosnische Kriegsflüchtlinge in acht Aufnahmeländern

•
Aufnahmeland

Bevölkerung 
in Mio.

Bis Juni 1996
aufgenommene
Flüchtlinge

Bosnische 
Flüchtlinge 
im Mai 2000

Flüchtlinge 
pro 1000 
Einwohner 
im Mai 2000

Österreich 8,2 80.000 67.000 8,2

Schweden 8,9 122.119 53.000 6,0

Dänemark 5,3 22.449 28.000 5,3

Schweiz 7,3 20.000 15.000 2,1

Niederlande 15,7 23.000 24.000 1,5

Kanada 30,9 k.A. 35.000 1,1

USA 276,2 k.A. 140.000 0,5

BR Deutschland 82,2 350.000 37.000 0,4

Anmerkung: Die Erhöhung der Flüchtlingszahlen von 1996 zu 2000 erklärt sich daraus, das einige Aufnahmeländer im 
Rahmen sogenannterWeiterwanderungsprogramme bosnische Flüchtlinge aus anderen ehemaligen Aufnahme­
ländern (z.B. der Bundesrepublik Deutschland) übernommen haben. Quelle: UNHCR
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Literatur

SIDE 1 T w o s i d e s

To us,

who were of necessary birth

for the earth’s hard and thankless toil,

silence has no meaning.

There is never a feeling of tranquility

or mere quietness,

never a moment of soundless calm

from within or without our troubled selves.

How can the clamour of sounds be stilled? 

There is no void where noises can collect 

and be made mute 

before the ring escapes.

How indeed can there be a silence 

when our hearts beat out a sonorous beat 

meeting the beating drums of an African past; 

when our eyes shed solid tears of iron blood 

that falls on CONCRETE GROUND?

Inside our ears are the many wailing cries 

of misery.

Inside our bodies, the internal bleeding 

of stifled volcanoes.

Inside our heads, erupting thoughts of rebellion.

How can there be calm when the storm ist yet to come?
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o f s i I e n c e SIDE2

This unending silence,

taut, impervious, 

unbending, 

not lending an ear 

to the most delicate of sounds, 

awaits the blast of bombs 

which man will explode 

to break this silent bound 

to determine their fate 

to be used to create 

hills of soft obedience 

where sweet clothed sounds 

can rebound round 

and their echoes glide 

like a carefree bird 

in rhythmic calm 

through a mellow, 

purer, silent space.

Linton Kwesi Johnson



Z O O N  P O L I T I K O N

Nomeansno
von Martin Büsser

Juhubuhaus, Nieder Olm 1988

Ich werde den Teufel tun, von meinem ersten Konzert zu 
schreiben. Das nämlich muß gewesen sein, als ich gerade ins 
Gymnasium eingeschult wurde. Damals hatten „die Großen“ , 
also die Oberstufler, noch lange, in der Mitte gescheitelte 
Haare, trugen Bärte und zum Teil sogar Stirnbänder. Für mich 
sahen sie furchterregend aus. Und ebenso furchterregend war 
ihre Musik, Coverversionen von Deep Purple. Dort unten in 
der rheinhessischen Provinz, wo ich aufgewachsen bin, kommt 
alles sehr spät an. Bis tief in die achtziger Jahre hinein bestan­
den die jährlichen Konzerthöhepunkte aus sommerlichen Open 
Airs im Steinbruch, wo Gruppen wie die Doors-Revival-Band, 
die Led-Zeppelin-Memorial-Band und die Manfred-Mann- 
Forever-Band spielten. Höhepunkt solcher Abende waren die 
Auftritte von aus irgendwelchen Landkommunen herausge­
krochenen Mittvierzigern, die, so munkelte man, früher einmal 
in Deutschland Musikgeschichte geschrieben haben sollten.
Die Älteren, die auch noch Mitte der Achtziger lange Haare, 
Bärte und Stirnbänder trugen, kifften, was das Zeug hielt, um 
entsprechend verzückt solchen abendlichen Highlights, Grup­
pen wie Guru Guru und Embryo, lauschen zu können. Wie 
gesagt, liebe Leserinnen und Leser, ich schreibe hier nicht von 
1972, sondern von 1984. Und ich befürchte, daß dem auch 
heute noch so ist. Mitbekommen habe ich es nicht mehr, aber 
es ist mehr als nur wahrscheinlich, daß da draußen noch immer 
Embryo und Guru Guru auftreten. Und es ist sogar zu befür­
chten, daß sie nun sogar wieder als hip gelten, daß sie da 
draußen von richtig jungen Leuten plötzlich als „Väter des 
Techno“ gefeiert werden. Und die Alten werden auch noch da 
sein und unterm Stirnband hervor zu den Jungen sprechen: 
„Seht ihr, wir haben es schon immer gesagt!“ Falls sie so lange 
Sätze überhaupt noch hinbekommen.

Als versprengte Gruppe von selbsternannten Punks hatten 
wir es in dieser an die Pfalz grenzenden Provinz in den 
frühen Achtzigern wirklich nicht leicht. Die „richtigen“ Konzer­
te fanden hundert Kilometer entfernt in Frankfurt statt. Und 
Führerschein hatten wir noch keinen. Eine solche Umgebung 
freilich ließ einen zum Wissenschaftler werden. Man lernte 
schnell zu kompensieren. Mehr noch als die Leute in der Stadt, 
die das ganze Zeug ja täglich vorgesetzt bekamen, beschäf­
tigten wir uns via Theorie mit diesem ganzen heißen Insider- 
Wissen, lernten Besetzungslisten auswendig, konnten die 
Titel sämtlicher Clash-Singles runterbeten und jeden Song der 
Dead Kennedys mitsingen. Eine Band nebenbei, die mir einst 
von einem Kumpel mit den Worten empfohlen wurde: „Klingt 
voll geil, die sind nämlich sauschnell! Aber wahrscheinlich 
N azis.“ Er hatte den Song „Nazi Punks Fuck O ff!“ nicht so 
richtig verstanden und dachte, „Fuck O ff“ wäre so etwas wie 
ein Schlachtruf zur Begrüßung. Okay, so etwas spricht nicht
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gerade für unsere Englischlehrer, aber wir waren, das muß ich 
anmerken, auch noch verdammt jung. So jung, daß ich bei­
spielsweise dachte, es wäre cool, sich eine Rasierklinge ans Ohr 
zu hängen. Weil man sich allerdings mit vierzehn noch in einem 
Alter befindet, wo man ständig und überall an sich rumspielt, 
begann ich plötzlich mitten im Physikunterricht wie ein Schwein 
unterm Messer zu bluten. Das war das Ende meiner kurzen 
„Härter als Exploited“-Phase.

Mitte der Achtziger war dann alles vorbei. Da entstand wirklich 
so ein toter Punkt, von dem aus ich dachte, daß es niemals 
mehr eine widerspenstige, andersartige und also coole Musik 
wird geben können. Mit einem Schlag nämlich waren sie alle 
weg. Die Dead Kennedys hatten sich gerade aufgelöst und auch 
in Deutschland sah es nicht gerade gut aus. Draußen im Stein­
bruch spielten derweil noch immer Guru Guru. In Alzey, dem 
Städtchen, wo ich zur Schule ging, lief die Blues Brothers- 
Coverband heiß. All die schrägen und provozierenden Sachen, 
die noch vor zwei bis drei Jahren unsere Gemüter erhitzt hatten 
(auch wenn wir sie nicht live zu sehen bekamen), Gruppen wie 
Fehlfarben, The Wirtschaftswunder und S.Y.P.H., waren von 
der Bildfläche verschwunden, abgelöst von Herbert Gröne- 
meyer und Klaus Lage. Schlechte Zeiten für Rock’n’Roll. Also 
begann ich, Arno Schmidt zu lesen und mich auf mein Abitur 
vorzubereiten.

Ich schreibe diese Vorgeschichte so ausführlich, um den 
Kick zu erklären, den emotionalen Sprengstoff, den das Kon­
zert, von dem ich gleich berichten werde, bei allen Beteiligten 
ausgelöst hatte. Dieser Kick kam nicht nur zustande, weil wir 
über Jahre und inzwischen sogar Jahrzehnte in toten Ortschaf­
ten gelebt hatten, sondern weil das Ereignis eben zugleich in 
eine der musikalisch totesten Perioden hineingebrochen ist, so 
unerwartet hineingebrochen wie das durch den Film jagende 
Raumschiff im „Leben des Brian“ . Es gibt sie leider, diese 
Phasen innerhalb der Popgeschichte, Phasen, die auf ganz 
große, emotional aufgeladene, hoffnungsträchtige Jahre folgen. 
Die Dürre nach dem allzu heißen Sommer der Liebe. Phasen, 
während derer jegliche Aufbruchsstimmung und alle 
Revolutionsromantik in sich zusammenfallen. So stelle ich mir 
zum Beispiel die Jahre zwischen ‘73 und ‘76 vor, also die Zeit 
zwischen dem Ende von Psychedelic und dem Beginn von 
Punk. Wie ernüchternd mußte das gewesen sein, als nach 
Hendrix, nach den Doors und diesen ganz großen Gesten, die 
da vom intensiven und befreiten Leben erzählt hatten, plötzlich 
nur noch Sachen wie Genesis und Fleetwood Mac übrig geblie­
ben sind? Okay, es gab Roxy Music, aber ich glaube, die hat 
damals hierzulande niemand so richtig verstanden.

Wie gesagt, die Zeit zwischen 1985 und 1988 war eben­
falls eine solch ausgestorbene Zeit, wenn man nicht gerade auf 
den glattgebügelten Mittachtziger-Pop stand, der selbstredend 
viel schlimmer war als der glattgebügelte Frühachtziger-Pop, 
der immerhin noch so Spitzen wie Soft Cell und Frankie Goes 
To Hollywood hervorbrachte. Doch dann erreichte uns die 
Nachricht: Nomenansno kommen nach Nieder Olm.
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Nomeansno? Nieder Olm? Von der Band hatten wir gehört. 
Deren Platten sind auf dem Label von Ex-Dead Kennedy Jello 
Biafra erschienen, Kanadier sollten es sein. Hardcore nannten 
einige ihre Musik -  wie Punk, aber doch ganz anders, neuer, 
intensiv und nicht so stumpf parolenhaft wie das, was von 
Punk übriggeblieben ist. Nieder Olm, das sagte uns auch was. 
Ehrlich gesagt sagte uns das sogar mehr als Nomenansno, denn 
es handelte sich um ein D orf in unserer Gegend, kurz vor 
Mainz gelegen, ein Ort also, an dem bislang noch keine Pop­
geschichte geschrieben wurde. Geschweige denn sonst irgendei­
ne Geschichte.

Was als wundersames Gerücht begann und in Form von 
kursierenden Flyern eine Art materielle Wahrscheinlichkeit 
erhielt, wurde wahr! Fragt mich nicht nach dem genauen Da­
tum. Da es draußen warm war und der Innenhof mit Scherben 
übersät, muß es im Frühjahr oder Sommer 1988 gewesen sein. 
Als wir ankamen, war die Stimmung schon bis zum Äußersten 
gesteigert. Fremde und fremdartige Autokennzeichen begrüß­
ten uns, aus dem Raum Stuttgart waren welche angereist, 
andere aus Karlsruhe. Eine große Euphorie lag in der Luft, die 
wohl mit der Exklusivität zusammenhing, mit der Freude aller, 
Veranstalter und Publikum, es geschafft zu haben, eine Band, 
von der so viel geredet wurde, in ein so verschlafenes Nest wie 
Nieder Olm zu holen. In ein Jugendzentrum zudem, das höch­
stens hundert Leute fasste. Dies war die Exklusivität der ersten 
Stunde. Freude daran, nach all den Jahren an etwas teilhaben 
zu dürfen, das sich wieder nach intaktem Underground anfühl­
te, nach einem Neubeginn. Und daß es sich so anzufühlen 
hatte, dafür sorgten alle Beteiligten. Im Eingangsbereich wur­
den kistenweise Platten verkauft, die Antifa hatte ihren Stand 
aufgestellt. Ohne daß hier große Absprachen unter den Leuten 
getroffen wurden, war von Anfang an klar gewesen, daß Musik 
und Politik hier zusammengehörten. Alle Beteiligten wollten 
endlich den Punk wieder zurück und alle waren sich zugleich 
darüber einig, ihn anders zu wollen. Zeitgemäßer und dadurch 
gestärkt, von alten Fehlern gelernt zu haben, zum Beispiel vom 
verheerenden Proll-Kult, der dazu geführt hatte, daß bei Punk­
konzerten statistisch auf einen Punk fünf Flunde und also 
achtzig Flöhe kamen.

Und nachdem ich Nomeansno an diesem Abend gesehen 
hatte, wurde mir klar, daß es das Recht einer jeden Generation 
ist, den Punk für sich neu zu erfinden, ihn für sich ganz alleine 
neu zu erschaffen. Sollte ich also einige Jahre später mal eine 
spitze Bemerkung über Grunge machen und etwas von Ausver­
kauf in mich hineinbrabbeln, mußte ich mir doch eingestehen, 
daß es das verdammte Recht dieser inzwischen nachgekomme­
nen Generation war, zu sagen: „Das ist unsere Musik.“ So wie 
wir es an jenem Abend taten.

Nachdem die Vorband, deren Name ich vergessen habe, 
sich wacker durch ihr Set gehämmert hatte und der Schlagzeu­
ger in der alle und alles beherrschenden Euphorie seine gesam­
ten Trommeln zerfetzt hatte -  in einem kurzen Ausbruch von 
Nüchternheit stiegen ihm beim Zusammenlesen der Irümmer 
die Tränen in die Augen -  traten Nomeansno auf und taten,

i
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vorauf alle gehofft, es aber nicht wirklich erwartet hatten: Sie 
rfanden Punk neu.

Im Mittelpunkt standen die Brüder John und Rob Wright, 
er eine über dreißig, der andere über vierzig. Alles, was nun 
olgte, Nummern wie „Small Parts Isolated And Destroyed“ , 
Victory“ und „Real Love“ , der schwerste Metal-Dampf- 
lammer seit „Highway To Hell“ , allerdings ins düster 
ixistenzialistische gewendet, drückte uns mit voller Kraft an 
lie Wand. Alle Teilnehmer waren dermaßen paralysiert, daß es 
chwerfällt, sich an irgendetwas während des Konzertes zu 
rinnern. Wurde Pogo getanzt? Gab es zu dieser Zeit bereits 
itagediver? Aber was wäre passiert, wenn ein Stagediver in 
:ines der Löcher gefallen wäre, die für die Musik von 
sfomenansno so typisch sind, in einen dieser Breaks zwischen 
len Schlägen und tonnenschweren Gitarrenriffs, Breaks von 
ler Kühnheit eines John Cage, wo plötzlich die Stille endlos 
:rscheint, obwohl sie doch nur drei Sekunden anhält? Drei 
Sekunden abrupter Stille hätten gereicht, einen Stagediver in die 
^eere fallen zu lassen.

Sprachlosigkeit breitete sich aus, denn diese Musik war 
virklich neu. Sie war anders. Sie war, wonach wir alle gierten: 
Das bislang Ungehörte. In dieser Musik gab es Elemente von 
Punk, es gab starke Referenzen an Metal, aber auch an Blues, 
dlerdings eine ganz andere Art von Blues als jene, mit der die 
Blues Brothers-Coverband in unserem Städtchen alljährlich 
lufwartete. Zugleich hatten Nomeansno sehr viele Artrock- 
Elemente in ihrer Musik, Anleihen an King Crimson und natür­
lich einen wahnsinnigen, bei Gang O f Four entlehnten, Funk, 
der den ganzen Körper mitriß, ohne daß der Bass in schreckli­
chem Chili Peppers-Slapp-Posing ausartete. Nomeansno taten 
das, was bislang als unerhört galt: Sie brachten Elemente in 
Punk ein, die sich Punk bislang verboten hatte, weil solche 
Elemente als „der Feind“ galten.

Was an diesem Abend vermittelt wurde, war eine unglaub­
liche musikalische Offenheit gepaart mit menschlicher Wärme. 
Daß hier zwei eher ältere Herren ganz ungestylt auf der Bühne 
standen und eine Musik spielten, die die Power von Punk hatte 
und zugleich eine musikalische Komplexität, die ihnen später 
den etwas dümmlichen Begriff Jazzcore einbrachte, hatte etwas 
sehr Befreiendes. Es vermittelte, daß es scheißegal ist, wer 
welche Musik spielt und wer welche Klamotten anzieht, solan­
ge er nur gut drauf ist. Und gut drauf sein hieß seinerzeit 
nicht, einen auf „Happy Happy-Love Parade“ zu machen, 
sondern daß jemand etwas in der Birne hat, ohne ein Klug­
schwätzer zu sein und daß er also zugleich auch weiß, wo er 
politisch steht. Mit einem Mal war alles Sektiererhafte und 
Dogmatische, was zum langsamen Absterben von Punk geführt 
hatte, verschwunden.

Direkt nach dem Konzert verschwanden die Brüder 
Wright in ihren Tourbus, aber nicht, um sich gegenüber dem 
begeistert aufgestachelten Publikum zu verschanzen, sondern 
um aus dem Bus heraus Platten und T-Shirts zu verkaufen. In 
der Menge vorm Bus, endlich wieder Sauerstoff in den Lun­
gen, sah ich mich auf dem kleinen Dorfplatz um. Die Bewoh-
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ner, vorwiegend Bauern, hatten sich in ihre Häuser zurückgezo­
gen. Draußen war die Welt plötzlich wieder provinziell, klein 
und still. Als ob es die soeben erlebte Stunde nie gegeben hätte.

Aber es hat sie gegeben, denn das ließ sich auch noch in 
den nächsten zwei bis drei Jahren prüfen. Diese Stunde war der 
Auftakt zu einer kurzen, aber sehr intensiven Zeit, einer Zeit, 
die für mich den letzten großen Höhepunkt des Punk ausmach­
te, vielleicht sogar das letzte große Aufscheinen eines uto­
pischen Gedankens von Rockmusik als Stimme sozialer Befrei­
ung. Das mag pathetisch klingen, wurde aber von allen daran 
Beteiligten so empfunden. Wir, die wir zu dieser Zeit endlich 
Führerscheine hatten (zumindest einige von uns), fuhren quer 
durch die Republik, um jene zu sehen, die die Achtziger aus 
ihrer musikalischen Stagnation gerettet hatten. Die Liste ist lang. 
Alice Donut waren da, firehose (Nachfolger der legendären 
Minutemen), die heute leider vergessene Silvia Juncosa, Pussy 
Galore, die Leaving Trains, kurz, letztlich alle, die auf den 
damals relevanten US-Labels „SST “ , „Touch & G o“ und 
„Homestead“ veröffentlicht hatten. Es ist schwer, das Charak­
teristische an dieser Musik und der damit verbundenen Szene 
mit wenigen Worten zu erklären. Vielleicht läßt es sich ja über 
Nomeansno fassen. Wenn man vor oder nach dem Konzert 
mit einem der beiden Wright-Brüder sprach, lag ein dauerndes 
Strahlen in ihren Augen, das gewiß nichts mit Kiffen zu tun 
hatte, sondern das von Wißbegier zeugte, von der Neugierde 
und dem Wunsch, alles um einen herum aufzusaugen und zu 
thematisieren. Für ein paar Jahre wollten ein paar Menschen 
alles und zwar alles sofort. Dies führte zu einem Übermaß an 
politischer Diskussion und zu einem Überschuß an musikali­
scher Energie, die sich unentwegt von neuen Einflüssen inspi­
rieren ließ. Über John Coltrane wurde ebenso wie über Eddie 
Van Halen debattiert. Vielleicht, denke ich heute, war all das so 
lebendig, so gierig und so schnell, weil alle Beteiligten bereits 
etwas von der Unwahrscheinlichkeit dessen verspürten, was sie 
da durchlebten. Die Intensität, die das Familiäre seinerzeit 
ausgemacht hatte, war so nahe am Rande des Unmöglichen,war 
so eigenweltlich utopisch aufgeladen, daß wir ihr schnelles 
Verschwinden bereits im Vollzug verspürt haben. Kurz darauf 
fiel die Mauer und mit ihr der Sozialismus in Europa. Und 
vielleicht ist es kein Zufall, daß das Ende der Rockmusik, ihr 
letztes Aufbäumen als Gesellschaftsutopie mit linken Vorzei­
chen, genau in diese Zeit des Umbruchs gefallen war.

Zwei Jahre später habe ich Nomeansno noch einmal in 
Frankfurt gesehen. Dort spielten sie bereits vor tausend Leuten. 
Das Familiäre war verschwunden, die geheimbündlerische 
Szene ist von der Öffentlichkeit überrollt worden. Es gibt 
eben für alles nur ein erstes Mal. Bereits in Frankfurt ist das 
Zuhören eine Art Erinnern gewesen.

Vom Autor gekürzt. Der vollständige Text findet sich im Buch: 
The Boys are back in Town. Mein erstes Rockkonzert -  
ein Lesebuch. Frank Schäfer (Hg.,), Schwarzkopf & Sch., 
Berlin 2000, 237 S. ISB N  3 -8 9 6 -0 2 3 4 2 -X
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Yout rebels

a bran new breed of blacks 
have now emerged, 
leadin on the rough scene, 
breakin away 
takin the day, 
sayin to Capital neva 
movin forwud hevva.

they can only be
new in age
but not in rage,
not needin
the soft and also
shallow councilin
of the soot-brained
sage in chain;
wreckin thin-shelled words
movin always forwud.

young blood 
yout rebels: 
new shapes 
shapin
new patterns 
creatin new links 
linkin
blood risin surely 
carvin a new path, 
movin forwud to freedom.

Linton Kwesi Johnson
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Woodstock in Weiterstadt
Von Andreas Heidenreich

Endlich ist es geschafft: im 24. Jahr seines Bestehens 
hat es das Kultfestival im Braunshardter Tännchen 
bei Weiterstadt vollbracht, die Anerkennung zu be­
kommen, die es verdient: „B ILD “ hat berichtet. 
Grund genug für uns, auch in die Lobeshymnen auf 
das Woodstock des Kurzfilms einzustimmen. Das 
Außere, wenn auch noch so stimmungsvoll, ist 
schnell beschrieben, da doch Jahr für Jahr ähnlich: 
tagsüber werden die Film e in einem dunklen

Circuszelt vorgeführt, das dem Zauber der Bilder 
ein ganz eigenes Flair verleiht, abends auf der Riesen­
leinwand mitten im Wald vor mehr als 2000 Zuschau­
ern, die eine geradezu unvergleichliche Atmosphäre 
schaffen. Natürlich gibt es immer Juwelen wie die­
ses Jahr Axel R. Röthemeyers „K-Day: Das Out- 
Coming einer In-Sekte“ (ähnlich subversiv und un­
terhaltsam wie „Streik - Ein Film“, wenn auch gegen 
Ende etwas langatmig) oder Alice Wangs 88-Minu- 
ten Road-Movie „The Egg“ , zu dessen Weltpremiere 
die Filmemacherin den weiten Weg aus Taiwan nach 
Hessen fand. Beide Filme liefen aufgrund des wie im­
mer übergroßen Angebots parallel im Kommunalen

Kino vor einem kleinen, aber diskussionswütigen Pu­
blikum: Perlen vor Perlen geworfen. Und dann wä­
ren da noch die zahllosen Kleinigkeiten, die das Am­
biente abrunden: der Swimming Pool, in dem nach- 0 
mittags kleine Kinder vor dem Zelt toben durften, 
während ihre Eltern der nicht immer kindgerechten 
Film- und Videokunst folgten. Abends wurden dann 
die Kinder von einigen entkleidungswütigen Schau­
spielerinnen und Filmemacherinnen abgelöst. Oder 

die Hirschwurst am Grill, das 
Fickiwinkizelt der letztjährigen 
„D ope“-Super-8-Preisträger- 
gruppe,das Frühstückstreffen 
der Filmemacherinnen, die 
kultigen Ansagen von Mode­
rator Jochen P. („der Film ist 
jetzt auf englisch, aber das 
macht nichts, der ist sehr gut 
zu verstehen, der ist nämlich in 
reinstem Foxtrott-Englisch“) 
und und und. Unbestätigt ist 
bislang die Aussage der 0 
Ludwigsburger Filmemache­
rin Daniela Parr, die auf die 
Frage, was denn Weiterstadt 
sei, antwortete: „Wenn ich das 
alles besitzen würde, was beim 
Filmfest gekifft wird, wäre 
ich die reichste Frau der Welt“ . 
Doch das alles sind -  wenn 

auch noch so liebgewonnene -  Randerscheinungen: 
im Mittelpunkt des Filmfests stehen die zahlreichen 
Filme. Und über die ist bei 211 Werken, die aus den 
über 600 Einsendungen aus 46 Ländern ausgewählt 
wurden, gar nicht so einfach zu berichten: was soll 
man weglassen, was soll man erwähnen? Sicherlich 
gab es einzelne Highlights, bei denen das Publikum 
tobte: etwa der französische James-Bond-Frosch in 
Jon Carnoys „Les nouvelles mesaventures d 'alfred le 
crapaud: Alfred 007“ , der ein stilgetreu-schönheits­
ideales Bondgirl vor den böWn Verfolgern im 
schwarzen Wagen rettet und zum Agenten mutiert 
während sein Frosch-Kollege bei gleichem Unterfan-

Das Braunshardter Tänzchen
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gen zerschmettert auf der Windschutzscheibe kleben 
bleibt. Oder die drei Preisträgerfilme des Satirischen 
Kurzfilmtags Rüsselsheim, die traditionsgemäß am 
Sonntag Abend über die Leinwand flimmerten und 
das Publikum begeisterten. Allen voran der Film „Bin 
weg - Lisa“ von Matthias Kutschmann, in dem Fred, 
der nach dem Aufwachen einen Zettel von seiner 
Freundin mit der Info „Bin weg -  Lisa“ vorfindet, 
und erst nachdem er ihr Handtuch als Toilettenpa­
pier, den Küchenboden als Abfallablage und die Bier­
dosen als Frühstückstrunk verwendet hat, den unte­
ren Teil der Nachricht liest: „...bin einkaufen“ . Und 
da steht Lisa natürlich schon in der Tür. Doch trotz 
aller Begeisterungsstürme, die vornehmlich die kur­
zen, pfiffigen Komödien auslösten, sind es die etwas 
sperrigeren Filme, die auf den ersten Blick erstaunen, 
ins Grübeln bringen, keinen Jubel auslösen und doch 
viel länger haften bleiben: etwa Tony Hills welt- 
uraufgeführte experimentelle Dokumentation „Ca­
mera Obscura“ , in dem der international zu den 
wichtigsten Experimentalfilmern zählende Technik­
meister zeigt, daß er immer mehr von den rein visu­
ell verhexten und technisch brillanten Werken zu auch 
inhaltlich vertrackten, philosophischen Glanzpunkten 
umschwenkt. Oder ganz zum Schluß des Kurzfilm­
programms der außergewöhnliche Zeichentrickfilm 
„Ring of Fire“ von Andreas Hykade. Animation muß 
nicht immer disneytypisch kindgerecht sein, auch nicht 
dem japanischen Mangastil folgen. Schade nur, daß 
gerade bei diesem Film fast allen sofort klar war, daß 
man einen langen Film von Andreas Hykade in die­
sem Stil wohl nie zu sehen bekommen wird: welche 
Firma, welche Geldgeber würden sich auf solch ein 
Wagnis einlassen? Überhaupt verwundert nach Be­
trachtung all der Filme von jungen Filmschaffenden, 
wo diese denn später einmal bleiben. Schließlich war 

1 auch vor fünf Jahren das Programm in Weiterstadt 
schon toll, und doch hat man nur von den wenigsten 
heißgeliebten Filmemacherinnen im Kino etwas ge­
hört -  Ausnahmen sind Peter Thorwart mit „Bang 
Boom Bang“ und Veit Helmer mit „Tuvalu“ , die den 
Sprung ins große Filmgeschäft schafften (und nach 
dem künstlerischen, jedoch nicht kommerziellen Er­
folg von „Tuvalu“ bleibt nur zu hoffen, daß diese 
Filme keine Eintagsfliegen waren). Der wahrschein­
lichste Kandidat für die nächsten Jahre ist wohl Sven 
Taddicken, seit Jahren einer der kreativsten Filmema­
cher beim Open Air Filmfest in Weiterstadt, der auch 
dieses Jahr mit „Schäfchen zählen“ und „Ice Cream“ 
gleich zweimal höchst unterschiedlich, doch stets ei­
genwillig und begeisternd vertreten war. Als einer der 
wenigen Filmstudenten hat er es geschafft, sich nicht 
an Normen und Lehrstil anzupassen und stets den ei­
genen Weg zu gehen: er konnte dieses Jahr erstmals 
seit langem nicht persönlich in Weiterstadt erscheinen, 
da er zur Zeit seinen ersten langen Film  -  die A b­
schlußarbeit an der Filmakademie Baden-Württem­

berg - plant. Ansonsten ist übrigens die hohe Anzahl 
von Filmemachern höchst erfreulich, die nicht nur aus 
Deutschland, sondern unter anderem auch aus Ru­

Braunshardte Jungs

mänien, Italien, England und den Niederlanden zur 
Präsentation ihres Schaffens anreisten. Und das, ob­
wohl ihnen das finanziell ewig klamme Festival, das 
sich über vier Tage ausgezeichneten Wetters und des­
halb über weniger hohe Einbußen als im letzten Jahr 
freuen durfte, nur einen wahrlich kleinen Teil der Rei­
sekosten zurückerstatten konnte.

Wie in den Vorjahren auch konnte das Festival 
einige Filme präsentieren, deren Schöpfer das Film­
fest bislang nur als Gäste kannten und von der Viel­
falt des Gesehenen animiert wurden, auch Eigenes zu 
produzieren. Das ist hoffentlich dieses Jahr wieder 
gelungen. Wer Lust hat, selbst Produziertes zu zeigen 
oder gezeigt zu bekomm en, hat noch bis zum 
1.6.2001 Zeit: das ist der Anmeldeschluß für dieju- 
biläums-Edition „25. Open Air Filmfest Weiterstadt“ . 
Dieses wird vom 16.-20.8.2001 wieder unzählige 
Filmbegeisterte, Fachpublikum wie Fans, nach Weiter­
stadt locken. Infos: www.weiterstadt.de/filmfest.

http://www.weiterstadt.de/filmfest
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Rezensionen

Aufstand der Ressentiments.
Oder: Wie deutlich wurde, dass mit 

Rassismus Wahlen 
zu gewinnen sind
„Kinder statt Inder“ -  wer 
sich nicht an die Worte des 
CDU-Politikers Jürgen Rüt- 
tgers erinnert, mag sich 
vielleicht der jüngsten Ge­
danken der CDU-Spitze ent­
sinnen, die Zuwanderung 
nach Deutschland zum The­
ma des Bundestagswahl­

kampfes 2002 zu machen. Oder der Unterschriften­
aktion gegen die Ökosteuer. Oder der Stände gegen 
die „Homo-Ehe“ . Mutter dieser und der kommen­
den populistischen Kampagnen der C D U /C SU  war 
die Unterschriftenaktion gegen die doppelte Staats­
bürgerschaft im Frühjahr 1999. Zum ersten Mal in 
ihrer Geschichte riefen die Unionsparteien zu einer 
Unterschriftenaktion auf, deren Ziel die Verhinderung 
der rot-grünen Reform des Staatbürgerschaftsrechts 
war. Diese Kampagne ist, nach der Diskussion um 
die Änderung des Asylrechts 1992/1993, ein weite­
res Beispiel für die Instrumentalisierung von diffu­
sen Ängsten und langgewachsenem Rassismus zum 
Zweck der Machtgewinnung durch die Christdemo­
kraten.

D er Darmstädter Soziologiestudent Andreas 
Klärner hat sie zum Thema seiner Diplom­
arbeit gemacht, die jetzt als Buch mit dem 

Titel „Aufstand der Ressentiments“ erschienen ist. 
D as lag nahe, hatte er doch das „D arm städter 
Aktionsbündnis für die doppelte Staatsbürgerschaft“ 
mitinitiiert und an den Ständen der die dop­
pelte Staatsbürgerschaft geworben. Dort hatten sei­
ne Mitstreiterinnen und er sich nicht nur einmal fra­
gen lassen müssen, „wo man denn gegen Ausländer un­
terschreiben“ könne.

Klärner hat, indem er seine Untersuchung der 
Kampagne anhand von Zeitungsartikeln verbindet 
mit einer Rekonstruktion des Einwanderungsdiskurses 
in der BRD, ein kleines politisches Lehrbuch abge­
liefert, was das Darmstädter Stadtmagazin FRITZ zu 
Recht in folgende Worte fasste: „Ein Buch, das bei 
jedem Politiker als Pflichtlektüre neben dem Bett lie­
gen sollte.“ Denn der detaillierten Nachzeichung der

Einwanderung in die BRD schließt sich der wegen 
seiner klaren Gliederung spannendste Teil an: Ablauf 
und Analyse der CD U /CSU -Kam pagne gegen die 
doppelte Staatsbürgerschaft. Klärner kommt dabei 
zu dem Schluss: „Die Union hat damit bewiesen, daß 
sie in Krisenzeiten dazu bereit ist, auf völkisch-natio­
nalistische, autoritäre und damit antidemokratische 
Ideologeme und politische Positionen zurückzugrei- 
fen/  Diese Annäherung wird verdeutlicht anhand 
der Übernahme der völkischen Kollektivsymbolik, 
mit deren Hilfe alle (allerdings nur alle Deutschen) ins 
gleiche „Boot“ geholt werden sollten. Mit dieser 
Übernahme verfestige sich das „Wir- sind-wir-und- 
die-bleiben-die“-Denken. Daß auch Roland Koch,^ 
der Gewinner der damaligen hessischen Landtags­
wahl, der Mann, dessen Wahlkampf angeblich mit 
dem Geld jüdischer Spender finanziert wurde, sich 
dieser Symbolik bediente, dürfte hinlänglich bekannt 
sein. Als Ziehsohn von Manfred Kanther, um des­
sen Sicherheitswahn es etwas ruhiger geworden ist, 
stand das zu befürchten. Daß allerdings mit tenden­
ziell rassistischen Ideologemen eine scheinbar demo­
kratische Partei so schnell ihre Wahlchancen würde 
verbessern können, das blieb bis zur Hessenwahl un­
klar. Anfang des Jahres 1999 noch in allen Umfragen 
weit abgeschlagen, konnte Koch mit der Unter­
schriftenaktion Ressentiments in der Bevölkerung 
mobilisieren und somit Stimmungen in Stimmen ver­
wandeln. Nur konsequent ist es daher, wenn Roland 
Koch als einer der ersten begeistert den Vorschlag von 
Fritze Merz und anderen unterstützte, mit einer Anti- 
Zuwanderungskampagne in den nächsten Bundes-^ 
tagswahlkampf zu ziehen. Was einmal klappt, kann 
beim zweiten Mal nicht falsch sein - oder gar wider­
wärtig.

In Darmstadt führte der Artikel im FRITZ 
noch dazu, daß der in diesem als „Bundestags- 
dauergrinser“ bezeichnete Darmstädter Bundestags- 
öbgeordnete Andreas Storm sich verbat, mit der 
Kampagne in Verbindung gebracht zu werden und 
ein empörter Leserbriefschreiber sich beschwerte, 
„diese Art der Berichterstattung“ sei „normalerwei­
se in politischen Kreisen zu finden, gegen die sich 
Ihre Artikel eigentlich richten.“ Ist das Projektion, 
oder trifft das Sprichwort vom getroffenen Hund hier 
eher zu? Klärner jedenfalls nahm und nimmt nichts 
zurück. Warum auch. Armin

Andreas Klärner: Aufstand der Ressentiments. 
Einwanderungsdiskurs, völkischer Nationalismus 

und die Kampagne der CDU/gegen die
doppelte Staatsbürgerschaft. Papyrossa 2000,
ISB N  3 -8 9 4 3 8 -2 1 1 -2 , DM  2 8 -
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Von Adelung 
bis Zwangsarbeit. 
Stichworte 
zu M ilitär und 
Nationalsozialismus 
in Darmstadt

Zu den vielen Büchern, die 
sich mit Darmstadt beschäfti­
gen, ist eines hinzugekom ­
men. Kurz gesagt: es ist ein 

lesenswertes. In der Art eines Lexikons aufgemacht, 
behandelt es in 173 Stichworten Darmstädter The­
men, die „auf der Straße liegen“ .

Unter den Leitthemen Nationalsozialismus und 
Militär werden Ausschnitte aus dem 20. Jahrhundert 
behandelt. Die Liste der Stichworte beginnt bei Ade­
lung -  welcher Darmstädter weiß mit dem Namen 
noch etwas anzufangen? -  geht über in das Arheilger 
Mühlchen, das Braustübl und Georg Büchner, den 
Darmstädter Aufruf (1958), das Darmstädter Signal 
und das Darmstädter Wort (1947), beinhaltet Denk­
mäler (12 Seiten), die ESO C , Henschel &  Ropertz, 
den Kreisauer Kreis bis hin zu Waldkolonie, Zigeu­
ner und Zwangsarbeit. Zu ihren Stichworten haben 
die Verfasser -  sie vermerken selber, keine Histori­
ker, sondern geschichtsinteressierte Bürger Darm- 
stadts zu sein -  überwiegend zugängliches Quellen­
material verarbeitet. Das Buch ist durch das ausführ­
liche Register sehr benutzerfreundlich.

Es enthält ein Vorwort des Vorsitzenden der 
Jüdischen Gemeinde Darmstadts Moritz Neumann. 
Darin blickt er zurück auf die Verstrickungen ehe­
maliger führender Politiker in das Nazisystem und 
auf die ihnen gegenüber geübte barmherzige 
Schweigsamkeit. In diesem Zusammenhang zeigt er 
sich sehr verwundert darüber, warum z.B. die Hin- 
denburgstraße immer noch Hindenburgstraße heißt 
und es die Grundstraße gibt.

Neumann wünscht dem Buch einen „Platz in 
der real existierenden örtlichen Geschichtsschrei­
bung“ sowie die Nutzung im Schulunterricht, „wo­
für die Stadt ruhig ein paar bescheidene Fördermittel 
erübrigen dürfe“ . Diesem Wunsch ist nichts hinzu­
zufügen.

DFG- VK Darmstadt (Deutsche Friedensgesellschaft - 
Vereinigte Kriegsdienstgegnerinnen), Von Adelung bis 
Zwangsarbeit, 173 Stichworte zu Militär und Nationalso­
zialismus in Darmstadt, 205 Seiten, 45 Bilder.

1. Auflage:Mai 2000, erhältlich im Darmstädter 
Buchhandel für DM 14,90 oder bei Michael Bauer, DFG 
-VKDarmstadt, Gerhart-Hauptmann Str. 47, 64291 
Darmstadt, Tel 06151/375662.

German Angst, treffender hätte Friedrich Ani 
.den Titel nicht wählen können. Selbstver­
ständlich sind „Handlungen und Personen 

dieses Romans (...) frei erfunden“ , obwohl die Ge­
schichte stark an den „Fall Mehmet“ erinnert, der vor 
einiger Zeit durch die deutschen Medien ging.

Lucy Arano, gebürtig in Deutschland, ist die 
Tochter von aus Nigeria stammenden Bürgerkriegs­
flüchtlingen. Sie hat mit ihren 13 Jahren schon eine 
Vielzahl an Straftaten begangen. Die Mutter starb in 
Deutschland bei einem ungeklärten Brand, was Lucy 
immer noch nicht überwunden 
hat. Ihr Vater betreibt mit ei­
nem Bekannten zusammen eine 
Klempnerei, ist also ein „nütz­
licher Ausländer“ . Folglich be­
sitzt er auch eine unbefristete 
Aufenthaltsgenehmigung. Lucy 
bekam -  so ist es üblich -  eine 
befristete Aufenthaltsgenehmi­
gung, die in bestimmten Ab­
ständen automatisch verlän­
gert wird. Vorausgesetzt, dass 
keine Straftaten vorliegen. Ge­
schützt durch die Minderjährigkeit konnten Lucys 
Vergehen bisher nicht als Gesetzesverstöße geahndet 
werden. Dann nähert sich ihr 14. Geburtstag und da­
mit ihre Strafmündigkeit, was mit großer Spannung 
von Medienöffentlichkeit und Staatsanwaltschaft er­
wartet wird. Schon seit geraumer Zeit steht Lucy im 
Medieninteresse, ist sie doch immer wieder durch 
besonders brutale Überfälle als „kriminelle Auslän­
derin“ auf gef allen.

Das macht diversen Politikern Kopfzerbrechen, 
denn ständig muss rechtfertigt werden, weshalb „die­
se Nigerianerin“ sich in Deutschland aufhalten darf. 
Immerhin stellt sie eine Bedrohung für die rechtschaf­
fenen Deutschen dar. Die populistische Lösung ist 
schnell gefunden: Abschiebung! Begeht Lucy ein 
weiteres Verbrechen, soll die Bilanz der bisherigen 
Vergehen ausreichen, um sie auszuweisen, auch wenn 
rechtlich alle Taten vor dem 14. Lebensjahr keine 
Straftaten darstellen. Sie soll zurück nach Nigeria, 
obwohl sie dort noch nie zuvor war, nicht einmal die 
Sprache spricht.

Solche Ideen treffen selbstverständlich nicht auf 
taube Ohren. Schon länger gibt es eine Stammtisch­
runde -  den „Republikanern“ zugeneigt -  die sich ge­
gen das „überfüllte Boot Deutschland“ und eine 
„Durchrassung der Gesellschaft“ wehren will. Mit der 
Medienhetze gegen Lucy haben sie endlich ein Ziel 
für ihren paranoiden Aktionismus gefunden. Die 
„Aktion D “ wird gegründet und die Freundin -  eine

German Angst
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„echte Deutsche“ -  von Herrn Arano entführt. Mit 
ihr als Geisel sollen Lucy und ihr Vater gezwungen 
werden, das Land zu verlassen, was schließlich ge­
lingt.

Die Geschichte wird abwechselnd aus den ver­
schiedenen Blickwinkeln der Betroffenen erzählt. Das 
Interessante an diesem Roman ist weniger die Story 
an sich, als vielmehr die genau recherchierten und 
eindrücklich beschriebenen gesellschaftlich virulenten 
Vorurteile. So stoßen Polizisten bei ihren Recherchen 
zum Entführungsfall immer wieder auf Abneigun­
gen und schlimmste Ressentiments gegen Schwarze. 
Oft ist es den Befragten unerklärlich, wie eine Deut­
sche mit einem Schwarzen eine Beziehung haben kann. 
Viele Sätze im Zuge der Befragungen fangen mit „Ich 
habe ja nichts gegen Schwarze, aber...“ an.

Besonders erschreckend stellt Friedrich Ani die 
Rolle der Medien dar: Meinungsmaschine, Vermitt­
ler zwischen den Geiselnehmern und der Polizei. Von 
Anfang bis Ende sind die Starreporter dabei, selbst 
von der Abschiebung gibt es noch Live-Bilder. U n­
menschliche Abschiebebedingungen und -praktiken 
werden ganz nüchtern zum Quotenbringer, zum Job. 
Sehr authentisch ist die Darstellung der rechtsradi­
kalen „Aktion D “ aus dem Umfeld der Republika­
ner. Eine kleine Stammtischrunde, alles unbeschol­
tene deutsche Bürger, liest begeistert die Zeitschrift 
„Deutsche Staatsbriefe“ , die ihm ideologischer Weg­
weiser ist. Angeregt durch die Lektüre tut sich ein 
Mann besonders hervor. Er stellt eine Schläger- und 
Mordtruppe zusammen und knüpft Kontakte zu den 
Pärteioberen der Republikaner. Diese spannen ihn 
schließlich für ihren großen Plan ein, nämlich 
Deutschland von „kriminellen Ausländern“ zu befrei­
en. Für solche Zwecke läßt sich die gesamte Runde 
gerne begeistern und so nimmt die Geschichte ihren 
brutalen Lauf.

Besonders erschütternd an diesem Buch ist die 
Realitätsnähe. N ur zu deutlich erinnert die fiktive 
Geschichte an den deutschen Alltag. Die Kälte, das 
Desinteresse und die Brutalität, mit der gegen ein ver-' 
meintlich fremdes Kind vorgegangen wird. Die Bru­
talität in den Taten Lucys wirkt lächerlich im Ver­
gleich zur Skrupellosigkeit der öffentlichen Meinung. 
Besonders tragisch ist dies, da Lucys Eltern ursprüng­
lich aui Nigeria flohen, um nicht Opfer der Grau­
samkeiten eines Bürgerkriegs zu werden. „German 
Angst“ ist das Gefühl, was vom Buch vermittelt 
wird. Angst vor einer Gesellschaft, die Menschen nicht 
mehr als Menschen kennt, sondern nur noch in „nütz­
lich“ und „unnütz“ klassifiziert. Angst, die einen be­
schleicht, da wir schon hier und heute in einer sol­
chen Gesellschaft leben. So findet das Drama nicht

umsonst sein eigentliches Ende vor einer Werbetafel 
mit dem eindringlichen Satz: „Die Zukunft des Jahr­
hunderts ist jetzt“ . Jochen Schwenk

Friedrich Ani: German Angst, Droemer 2000, 
ISBN : 3-426-19543-7, DM  44,90.

Geschändete jüdische 
Friedhöfe in Deutschland 
1945 bis 1999

Kürzlich wurde am Moses-Mendelssohn-Zentrum 
für europäisch-jüdische Studien in Potsdam eine Stu­
die des 1924 in Chemnitz/Sachsen geborenen Autors 
Adolf Diamant vorgestellt. Diamant dokumentiert 
darin die bekannt gewordenen Schändungen jüdischer 
Friedhöfe in Deutschland von 1945 bis 1999. Seine 
Quellen sind Berichte des Innenministeriums, Zei­
tungsmeldungen, Publikationen anderer Autoren so­
wie Mitteilungen von Friedhofs-Angestellten. In sei­
nem Privatarchiv hat er rund 300.000 Archivalien zu­
sammengetragen. Detailliert listet Diamant Datum, 
Ort und Art der Schändung, Täter, soweit bekannt, 
und seine Quellen auf.

Seit Ende des Zweiten Weltkrieges sind nach 
Diamants Forschungen etwa 1000 jüdische 
Friedhöfe geschändet worden. Dabei erhebt 

die Studie allerdings keinen Anspruch auf Vollstän­
digkeit, viele Schändungen von jüdischen Friedhöfen 
werden stillschweigend umgehend beseitigt, ohne daß 
Strafanzeige gestellt wird. Eine Informationspflicht 
an die zuständigen Behörden besteht nicht. Von ei­
ner hohen Dunkelziffer ist daher auszugehen.

Das Ende der Barbarei des Nationalsozialismus 
bedeutete keinesfalls das Ende des Judenhasses. So 
wurden zwischen 1945 und 1948 in Deutschland 26 
jüdische Friedhöfe geschändet. Seit Mai 1945 kam es 
mehr oder weniger kontinuierlich zu solchen Anschlä­
gen. In den 50er und 60er Jahren kam es durch-
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schnittlich zu ca. 10, in den 70er Jahren zu ca. 19, in 
den 80er Jahren zu knapp 17 Schändungen jüdischer 
Friedhöfe pro Jahr. Seit der Wiedervereinigung 1990 
hat die Zahl hingegen stark zugenommen, im Durch­
schnitt kam es in den 90er Jahren jährlich zu ca. 40 
Schändungen.

Leider ist es der Studie von Diamant nicht pro­
blemlos zu entnehmen, wie sich die Häufig­
keit der Friedhofsschändungen in BRD und 

D D R  unterscheiden. In seiner Tabelle führt er zwar 
Fälle in Karl-Marx-Stadt, Halle, Berlin-Ost u.a. auf, 
ein Vergleich zwischen den beiden deutschen Staaten 
ist aber so kaum möglich. Dies liegt auch daran, daß 
die Angaben über Friedhofsschändungen in der D D R 
stark schwanken. Die Angaben über die Anzahl von 
1945 bis 1980 liegt z.B. zwischen 26 und 100. Erst 
ab 1989 läßt sich genauer sagen, daß in den neuen 
Bundesländern von Ende 1989 bis zum 31.12.1999 
rund 75 Fälle gegenüber rund 270 Fällen in den al­
ten Bundesländern registriert wurden. Bei der regio­
nalen Verteilung fällt auf, daß gerade dort eine beson­
ders hohe Zahl von Schändungsfällen zu verzeichnen 
ist, wo ausgeprägt völkische und antisemitische Ein­
stellungen, wie in den bäuerlich und kleinbürgerlich 
geprägten Regionen Hessens, eine lange Tradition 
haben.

In einem Vergleich zwischen der Schändung 
christlicher und jüdischer Friedhöfe läßt sich feststel­
len, daß der Anteil der geschändeten jüdischen Grä­
ber bezogen auf die geringe absolute Anzahl jüdi­
scher Gräber erschreckend hoch ist und mit weit grö­
ßeren Zerstörungen verbunden ist. Die Zahl jüdi­
scher Friedhöfe, 1.300 in den alten, 200 in den neu­
en Bundesländern, macht nur einen Bruchteil aller 
Friedhöfe in Deutschland aus. Interessant ist, daß es 
mehrere große Versicherungsgesellschaften in 
Deutschland ablehnen, Grabstellen auf jüdischen 
Friedhöfen gegen Schändungen zu versichern.

Die Täter bleiben in den meisten Fällen uner­
kannt. Diamant kommt zu dem Schluß, daß kaum 
ein Drittel der Friedhofsschänder gefaßt und von 
Gerichten verurteilt worden ist. Das Bundesministe­
rium des Innern beteiligt sich dabei an der Verharm­
losung dieser Taten. In die Statistik rechtsextremisti­
scher Straftaten wird die Schändung jüdischer Fried­
höfe nur aufgenommen, wenn sie einen „eindeutig“ 
rechtsextremistischen Hintergrund aufweisen. „Wenn 
z.B. Grabsteine umgeworfen oder zerstört werden, 
ist dies für den Bundesminister des Innern (Bdl) noch 
kein Beweis, daß eine rechtsextremistische Handlung 
vorlag. Derartige Schändungsfälle werden nicht in den 
Berichten des Bdl aufgeführt.“ Diese Vorgehensweise

ist in höchstem Maße ignorant, Max Horkheimer und 
Theodor W. Adorno haben schon in den 40er Jah­
ren argumentiert, daß „die Verwüstung der Fried­
höfe keine Ausschreitung des Antisemitismus [ist], sie 
ist er selbst.“ Es braucht kein wie auch immer gear­
tetes antisemitisches Motiv, um einen jüdischen Fried­
hof zu schänden, die Schändung eines jüdischen 
Friedhofes ist per se antisemitisch.

Andreas Klärner

Adolf Diamant: Geschändete jüdische Friedhöfe in 
Deutschland 1945 bis 1999. Verlag fü r  Berlin- 
Brandenburg, ISB N  3-935035-03D M 29,80.

Enzyklopädie der DDR

Die „Enzyklopädie der D D R “ , Band 32 der Digita­
len Bibliothek aus dem Hause Directmedia, vereinigt 
drei Standardwerke der DDR-Forschung auf einer 
CD-ROM . Das bislang nur für Bibliotheken er­
schwingliche „Biographische Handbuch der SBZ/ 
D D R “ , erschienen im K.G .Saur Verlag 1996/1997, 
das 1994 im Rowohlt-Verlag erschienene von Andre­
as Herbst und anderen herausgegebene Lexikon der 
Organisationen und Institutionen der D D R  und die 
3. Auflage des längst vergriffenen, unter der Leitung 
von Hartmut Zimmermann erstellten „DDR-Hand- 
buchs“ der Bundesregierung aus dem Jahre 1985.

Mit Hilfe eines feingegliederten Registers, kom­
fortabler Suchfunktion und Seitenkonkordanz zu den 
gedruckten Ausgaben lassen sich im gesamten Text­
bestand gezielt Informationen über Institutionen und 
Organisationen der D D R, ihre Repräsentanten, Bür­
ger und Gegner abfragen. So kann man unter ande­
rem herausfinden, daß auch die grandiosen Steigerun­
gen des Industrieroboterbestands von 160 (Anfang 
1980) auf 32.000 (Dezember 1983) und der uner­
müdliche Einsatz von Angela Dorothea Merkel als 
wissenschaftliche Mitarbeiterin am ZI für physikali­
sche Chemie der Akademie der Wissenschaften (1978 
bis 1990) die D D R  nicht vor dem Untergang retten 
konnten. Mehr als 4.500 biographische Artikel, eine 
Chronik der D D R von 1945-1990 und eine Viehlzahl 
statistischer Übersichten, Grafiken und Karten im 
Abbildungsteil machen die „Enzyklopädie der D D R“ 
zu einem unverzichtbaren und mit einem Preis von 
99,- DM  günstigen Nachschlagewerk für jeden an 
der Geschichte der D D R  Interessierten. gk

Enzyklopädie der DDR. CD-ROM, Directmedia 
Publishing, ISBN 3-932544-44-7, DM 99,-
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Unser aller Gott, 
der Markt
Bemerkungen über die neoliberale Weltbeglückung. Von Daniel Metzger

In der Tat ist Globalisierung eine moralische Frage, 
nämlich die nach der Linderung von Armut und Not. 
(DIE ZEIT, 28. September 2000)

Der Markt ist überall. Seit dem Zusammen­
bruch des Sozialismus und den damit einhergehen­
den Heilserwartungen vom „Ende der Geschichte“ 
und der „neuen Weltordnung“ wird auf allen gesell­
schaftlichen Ebenen der Markt propagiert und durch­
gesetzt. Von Finanzkrisen wie in Asien 1997/98 kaum 
irritiert, transportieren die, selbst von Konzernen ge­
lenkten und von deren Anzeigenetats abhängigen, 
Mainstream-Medien die herrschende neoliberale Leh­
re von den Segnungen des Markts. Der Markt ist hier 
der Weg, das Ziel, der Richter, bedeute Freiheit und 
Demokratie. Er befördere mittels Globalisierung die 
Vereinigung der Welt in Wohlstand und Frieden.

Ein Beispiel für blinde Marktgläubigkeit und 
den ideologischen Erfolg des Kapitalismus 
ist die mediale Bewertung der G lobalisie­

rung, also der durch den liberalisierten und dere­
gulierten Weltmarkt beschleunigten Verflechtung der 
Weltökonomie. Globalisierung wird als eine Art N a­
turereignis begriffen. Wenn Kritik überhaupt vor­
kommt, dann als ein Nachdenken über Chancen und 
Risiken der Globalisierung, nicht jedoch an dem Pro­
zeß als solchem. Konstatiert und bedauert wird oft 
der schwindende Einfluß des Staates auf die sich ent­
faltende Konzernmacht, staatliche Institutionen und 
Regulationen werden als Opfer der Globalisierung 
gesehen. Diese Entwicklung sei aber alternativlos.

In den meisten Medien wird Kritik jedoch höch­
stens im Feuilleton zugelassen, es dominiert eine Art 
Selbstzensur. Man hat sich seit Jahren auf die Rezep­
te des Neoliberalismus eingeschworen -  mehr Markt, 
weniger Staat, Privatisierung, Deregulierung von ar­
beitsrechtlichen und sozialpolitischen Gesetzen, 
Handelsliberalisierung. Die weltweiten Folgen, ein 
globalisierter und aggressiver Markt mit seinen so­
zialen Verwerfungen, werden schöngeredet.

Selten geschieht dies auf so verblüffend schlichte 
und naive Weise wie in dem Artikel aus der Zeit vom 
28.09.00. Er ist als Antwort gemeint auf die Kritiker 
der Globalisierung, die in Seattle und Prag gegen die 
Welthandelsorganisation (WTO) mobilisierten. Als 
Beleg für den Segen des Freihandels wird eine ver­

gleichende Statistik aller Länder präsentiert, die die 
Rechnung „je offener eine Wirtschaft, desto höher ihr 
Pro-Kopf-Einkommen“ aufmacht. Besonders die 
Schwellenländer in Südostasien hätten von ihrer öko­
nomischen Öffnung profitiert. Nutznießer davon 
seien nicht (nur) die heimischen Eliten und Global 
Player, sondern gerade die einfachen Arbeiter, denen 
die höheren Löhne und verantwortungsbewußteren 
Produktionsbedingungen bei Multis wie Nike zugu­
te kämen: „rasch stellt sich dann heraus, dass ein Job 
bei einem Multi für den Drittweltarbeiter ein Glücks­
fall ist“ . Das Plädoyer für die Globalisierung wird mit 
„Ein Segen für die Armen“ betitelt und ihre Durch­
setzung zu einer Frage der Moral erklärt.

Es zeigt sich die argumentative Not, aber auch 
Dreistigkeit, wenn der Nutzen von Markt und Frei­
handel nicht (wie sehr oft) als Axiom gesehen, son­
dern bewiesen werden soll. Reiche und vom Freihan­
del profitierende Länder, wie die USA, mit einem, 
seine heimische Wirtschaft mit Zöllen u.a. mühsam 
schützenden, Drittweltland zu vergleichen und das 
extrem unterschiedliche Pro-Kopf-Einkommen dann 
als Beweis für den Nutzen des Freihandels zu neh­
men, ist absurd und vertauscht Ursache und Wirkung. 
Und gerade die Länder in Südostasien gerieten im 
Zuge der weltweiten Finanzkrise vor zwei Jahren in 
eine tiefe Rezession. Die dort vorher kaum vom 
Boom profitierende Mehrheit der Menschen lebt in 
größerer N ot als zuvor, die Unruhen und sozialen 
Verwerfungen beispielsweise in Indonesien oder auf 
den Philippinen sorgen noch heute für Schlagzeilen.

Von einem „Segen für die Armen“ zu reden ist 
zynisch: die Großkonzerne verdrängen mit ihrer 
Marktmacht in einem liberalisierten Dritte-Welt-Markt 
zuallererst das dort vorhandene Gewerbe und lassen 
diesem keine Chance, sich zu entwickeln; Länder in 
Lateinamerika, Asien und besonders Afrika werden 
abhängig von Gütern der ersten Welt. Durch notwen­
dig werdende Kreditaufnahmen bei Weltbank und 
IWF geraten sie in die Schuldenfalle: um als kredit­
würdig zu gelten, bekommen sie sogenannte Struktur­
anpassungsprogramme verordnet, welche weitere 
Handelsliberalisierung, Deregulierung, Spezialisierung 
auf bestimmte Rohstoffe und Abbau von sozialen 
Rechten und Leistungen bedeuten. Durch diese „Me­
dizin“ verschlechtern sich die eigenen wirtschaftlichen
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Bedingungen noch weiter, ebenso wie die „Terms of 
Trade“ - die Rohstoffe werden billiger, nicht zuletzt, 
weil die Produzenten im Süden gegeneinander aus­
gespielt werden/1' Der Wert einer in der dritten Welt 
geleisteten Arbeitsstunde wird im Weltmaßstab da­
mit immer geringer -  so wundert es nicht, daß Groß­
konzerne bei niedrigstem Lohnniveau spielend mit 
vergleichsweise hohen Löhnen locken können, ihren 
immensen Gewinnspannen schadet das nicht. Devi­
sen für die teurer werdenden Produkte der Industrie­
länder können immer weniger erwirtschaftet werden, 
weitere Schulden und eine noch weitergehende An­
wendung der gleichen neoliberalen Rezepte sind die 
Folge.

Wr TO, IWF und Weltbank sind wirtschafts­
politische Organisationen insbesondere 

der Industrieländer. Diese und andere inter­
nationale Organisationen setzen sich für die Öffnung 

der Märkte ein und treiben die Globalisierung vor­
an, diese Staaten sind somit nicht deren oft behaup­
tete Opfer, sondern (Mit-) Verursacher der Globali­
sierung. Auch die Maastricht-Kriterien, die die EU- 
Staaten zu Inflationsbekämpfung, Sparsamkeit und 
damit zu Kürzung von Sozialausgaben nötigen, sind 
von diesen selbst gesetzt. Ohne N ot werden sie so­
gar übererfüllt und damit politische Spielräume preis­
gegeben. Die bedingungslose Unterordnung der ge­
samten Gesellschaft unter Markt und Wettbewerb ist 
historisch gesehen auch im Westen alles andere als 
selbstverständlich und nur durch eine unterschwelli­
ge religiöse Dimension der neoliberalen Ideologie zu 
erklären. Die „freie Marktwirtschaft“ sei alternativ­
los und wird die „beste aller Welten“ genannt. Doch 
die gegenwärtige Ordnung der Welt als die bestmög­
liche zu bezeichnen, ist irrational und fundamen­
talistisch angesichts krasser Widersprüche und keines­
falls bestmöglicher Ergebnisse.* *

Der Markt steht in der welterklärenden Rheto­
rik der herrschenden Meinung an der Stelle, die einst­
mals mit „Gott“ besetzt war. Dem Markt ist Gehor­
sam geschuldet, wer sich marktwidrig verhält, wird 
vom Markt bestraft. Die scheinbare Naturgesetzlich- 
keit seiner Mechanismen führt zu einer quasireligiösen 
Unterwerfung unter die höhere Macht, zu Einsicht in 
die „Weltgegenbenheiten“ . Einer Ideologie der 
Ideologielosigkeit wird gehuldigt, nicht das, was sein 
könnte, die Utopie, leitet das Handeln, sondern das, 
was ist, die „Fakten“ . Die neoliberale Doktrin spricht 
dem menschlichen Handeln den poltischen Willen, die 
Freiheit der Entscheidung ab, ironischerweise im N a­
men einer „freien“ Marktwirtschaft.

Was bedeutet die Radikalisierung des Marktes 
für den Staat? Der Rückzug und die Schwäche des

*  Eine Ausnahme sind gegenwärtig die Preise für Öl. Hier 
ist es dem OPEC-Kartell gelungen, den Spieß umzudrehen 
und gegenüber den Industrieländern die Preise vergleichs­
weise hoch zu halten. Praktisch alle anderen Rohstoffe, von 
Aluminium über Eisenerz bis zum Kaffee, haben im Welt­
handel stetig an Wert verloren.

Staates betrifft keinesfalls seine repressiven Funktio­
nen (Law and Order) sondern vor allem die „linke 
Hand“ des Staates, seine öffentlichen, sozialen Berei­
che. Deren Entstehung hat dialektischen Charakter:

tSÄSiSS

der Sozialstaat bedeutet sowohl Systemstabilisierung 
als auch emanzipatorische Idee, er ist, wie es der Theo­
retiker Heimann in den zwanziger Jahren nannte, ein 
„konservativ-revolutionäres Doppel wesen“ . Mit sei­
nem Solidarprinzip ist er „Einbau des Gegenprinzips 
in den Bau der Kapitalherrschaft, die Verwirklichung 
der sozialen Idee im Kapitalismus gegen den Kapi­
talismus.“

Der soziale Staat ist heute in zweifacher Hinsicht 
von neoliberaler Ideologie bedroht: einerseits von 
außen, seine finanziellen Ressourcen werden beschnit­
ten und ehemals öffentliche, gemeinnützige Bereiche 
des Staates privatisiert und der öffentlichen Kontrolle 
entzogen (Bahn, Post, Stromversorgung etc., eventuell 
bald Sparkassen und der öffentlich-rechtliche Rund-

* *  Ein Beispiel aus den wirtschaftlich boomenden USA: die 
dortige niedrige Arbeitslosenrate wurde mit dem Phänomen 
der „working poor" erkauft, über 21 Millionen Amerikaner­
innen waren 1997 auf Nahrungsbeihilfen angewiesen, da­
von hatten fast 40% einen regulären Job  (FR 12.3.1998). 
Ein anderes bekanntes Beispiel: die 358 reichsten Menschen 
besitzen soviel Vermögen wie die 45 ärmsten Prozent der 
Weltbevölkerung, d.h. 2,3 Milliarden Menschen. (Entwick­
lungsprogramm der Vereinten Nationen, UNPD, 1996)
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funk). Andererseits verändert er selbst sei­
ne innere Struktur. Nicht mehr eine eman- 
zipatorische oder wenigstens kompensato­
rische Sozialpolitik wird angestrebt, sondern 
eine kompetitorische, d.h., am Wettbewerb 
orientierte. Das Neue Steuerungsmodell in 
der Kommunalverwaltung mit „Kosten- 
Leistungs-Rechnung“ und „leistungsorien­
tierter“ Mittelvergabe und seinem Leitbild 
vom „Konzern Stadt“ machen dies deutlich. 
Auch die Hochschulen werden zunehmend 
marktförmig zugerichtet, kommerzialisiert 
und nach den Erfordernissen der Wirtschaft 
umgestaltet, auf Kosten einkommensschwä­
cherer Bevölkerungsteile und unabhängiger 
Forschung und Lehre.

Es heißt, „w ir“ müßten auf dem 
„Weltmarkt wettbewerbsfähiger“ werden, 
die Hochschulen und Schulen dem Stand­
ort Deutschland dienen. So verändert die 
Wettbewerbslogik sowohl innere Struktur 
als auch gesellschaftliche Stellung und Be­
deutung der Bildungseinrichtungen -  und 
den öffentlichen Sektor insgesamt. Die 
Ökonom isierung der Gesellschaft dringt 
gleichsam bis in ihre letzen Poren. Damit 
wird der eigentliche Sinn der öffentlichen 
und sozialen Bereiche, notwendig als 
Gegenprinzip im Kapitalismus geschaffen, 
ad absurdum geführt.

Der Markt verändert zunehmend das 
menschliche Leben auch auf individueller 
Ebene. In Kategorien wie Partnermarkt und 
Vermarktung der Person als „Eigenmarke“ 
lösen sich bisherige Identitätsmuster auf. 
Der Zwang, sich den Unwägbarkeiten des 
A rbeitsm arkts, zuletzt der „N ew  E co­
nomy“ mit ihren extrem flexibilisierten Ar­
beitsbedingungen, anzupassen, läßt eine 
langfristig angelegte Identitätswerdung 
nicht mehr zu.

„Die kapitalistische Reise endet mit der 
Nutzbarmachung der menschlichen Natur 
selbst“ , wie der amerikanische Zukunfts­
forscher Jeremy Rifkin in Zusammenhang 
mit der Tendenz, sich in Dienste einzukau­
fen, zu leasen und Mitglied in kommerziell­
geschlossenen statt öffentlichen Organisatio­
nen zu sein, schreibt. Er sieht eine vollkom­
mene „Ökonomisierung des Menschen, sei­
ner Beziehungen und Bedürfnisse“ herauf- 
ziehen und befürchtet ein Verschlingen ver­
bliebener kultureller Ressourcen durch die 
neuen Kräfte des Kapitalismus.

Der M arkt als allumfassendes, also 
totalitäres Wirtschafts- und Gesellschafts­
modell. Ob die kapitalistische Reise tatsäch­
lich hier endet? Öptimisten aller Länder, 
sagt, daß es anders kommt.

Uni-Streik in 
Mexico -  
Momente einer 
studentischen 
Bewegung

Im letzten Jahr traten Tausende Studierende der Um- 
versidad Nacional Autonoma de Mexico (UNAM), ( 
der größten staatlichen Universität Mexikos mit ca. 
270.000 Studentinnen, in den Streik. Zwei Mitglie­
der des Streikrates, Ju lia  Escalante de Haro und 
Ricardo Cayetano Martinez zeigten dieses Jahr in vie­
len deutschen Städten den Videofilm Uni-Streik in 
Mexiko -  Momente einer studentischen Bewegung 
und diskutierten über die Bedeutung des Aufstands.

Das Recht auf kostenfreie Bildung stand im 
Mittelpunkt der Forderungen der seit Jah­
ren bedeutendsten politischen Jugendbewe­

gung in Mexiko-Stadt, deren Widerstand symbolisch 
für die Kämpfe gegen eine marktkonforme Zurich­
tung öffentlicher Bildung in vielen Ländern steht. Ent­
zündet hatten sich die Proteste im April letzten Jah­
res am Vorhaben des Rektors der U N A M , die Stu­
diengebühren von wenigen Pfennigen auf 300 DM 
pro Jahr zu erhöhen und außerdem die Benutzung 
von Computern, Laboren und Bibliotheken mit 
Kosten zu belegen. Die Mehrheit der Studierenden 
kann jedoch nicht einmal das Geld aufbringen, um 
die Unterrichtsmaterialien und Bücher zu kaufen. Das 
Recht auf kostenlose Bildung, das in der revolutio­
nären Verfassung Mexikos von 1917 explizit festge­
schrieben wurde, steht für das Bekenntnis zu sozia­
ler Gerechtigkeit und Demokratisierung eines Sy­
stems, in welchem vormals sozialer Aufstieg nur 
bereits privilegierten Schichten Vorbehalten war.

In Mexiko leben 40 Prozent der Bevölkerung 
von einem Einkommen von weniger als zwei Dollar 
pro Tag. 57 Prozent der Arbeitenden in Mexiko ste­
hen als fliegende Händler, Fensterputzer oder Tage­
löhner in informellen Arbeitsverhältnissen. Staatliche 
Universitäten ermöglichten bisher, daß auch Studie­
rende, die unter diesen Bedingungen ihr Studium 
organisieren müssen, in den Genuß universitärer 
(Aus-) Bildung kamen. Vor dem Hintergrund neolibe­
raler Wirtschaftsreformen im Rahmen der Neuen
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Weltordnung seit Ende der 80er Jahre verarmen brei­
te Schichten der Bevölkerung und es findet eine 
schrittweise Umstrukturierung des mexikanischen 
Staates vom „Sozial^- zum „Sicherheitsstaat“ statt. 
Beispielsweise wird mit hohen Aufwendungen die 
mexikanische Armee aufgerüstet, um im Süden des 
Landes Guerilla-Organisationen zu bekämpfen.

Konsequenterweise stellte sich die studentische 
Bewegung von Beginn an nicht nur gegen die be­
fürchtete Privatisierung der Universität, sondern 
umfassender gegen die neoliberale Wirtschaftspoli­
tik der Regierung. Deshalb bildete sich um die Streik­
bewegung eine breite Allianz unterschiedlicher sozialer 
Bewegungen, die von den Zapatistas aus Chiapas bis 
zu den Angestellten der von Privatisierung bedroh­
ten Elektrizitätsgesellschaft reichte.

Bereits kurz nach Beginn der Streikbewegung an 
der UNAM  weiteten die Studierenden ihre Forderun­
gen aus. Sie erarbeiteten einen 6-Punkte-Katalog, der 
neben dem Verzicht auf Gebührenerhöhung auch die 
Rücknahme von Zulassungsbeschränkungen, die 
Auflösung des repressiven universitätsinternen Poli­
zeiapparates und die Einrichtung einer demokrati­
schen und entscheidungsbefugten Versammlung be­
inhaltete, die unter Beteiligung von Studierenden, 
Lehrenden, Hochschulleitung und -angestellten eine 
Reform der U N A M  erarbeiten sollte.

Über beinahe zehn Monate hinweg konnten die 
Streikenden den zentralen Campus der U N A M  so­
wie Dutzende Schulen, die der Universität angeglie­
dert sind, besetzt halten. Fast ein Jahr lang wohnten, 
arbeiteten und kämpften die Besetzerinnen zusam­
men in den Instituten. Zu Demonstrationen konnte 
die Bewegung mehrere Zehntausend Menschen mo­
bilisieren. Mit dem Allgemeinen Streikrat (CGH ) 
schufen sich die Streikenden eine Delegiertenver­
sammlung. An den CGH-Versammlungen nahmen 
durchschnittlich etwa tausend Delegierte der verschie­
denen Fachbereiche teil, die jede Woche die Beschlüsse 
ihrer Vollversammlungen in den C G H  und die Be­
schlüsse des C G H  an ihre Institute trugen.

Statt auf die Forderungen der Streikenden ein­
zugehen, setzte die mexikanische Regierung auf Teil­
angebote und Repression, um die Bewegung zu bre­
chen. Prügelorgien brutaler Polizeikräfte, Entführun­
gen von Aktivistinnen der Bewegung und eine Hetz­
kampagne der meisten Medien -  unter dem Einfluss 
der jahrzehntelang regierenden Staatspartei PRI (Partei 
der institutionalisierten Revolution) -  konnten die Stu­
dierenden aber nicht mundtot machen. Die Studie­
renden wurden in der Öffentlichkeit als eine kleine 
radikale Minderheit und als Randalierer dargestellt.

Am 6. Februar setzte die Regierung 2000 Spe­
zialpolizisten der PFP-Einheit (Präventive Bundes­
polizei), die sich aus Armeesoldaten rekrutiert, gegen 
den C G H  ein. Im Morgengrauen überfielen sie die 
noch tagende Sitzung und nahmen fast tausend Mit­
glieder des C G H  fest. N ur gegen hohe Kautionen 
wurden sie später wieder freigelassen. Für die mei­
sten folgten langwierige, zum Teil noch andauernde, 
Verfahren und kostspielige Gerichtsprozesse. Die 
absurden Anklagepunkte lauteten „Sabotage“ und 
„Sachbeschädigung“ , sogar „Terrorismus“ wurde 
einigen vorgeworfen.

rotz der Repressionswelle ging der Wider­
stand weiter. Bereits wenige Tage nach der 
Räumung demonstrierten in Mexiko-Stadt 

150000 Menschen für die Freiheit der politischen Ge­
fangenen; seither kommt es immer wieder zu Mobi­
lisierungen und zu Solidaritätsaktionen von Gewerk­
schaften sowie anderen sozialen Bewegungen. Ende 
April wurde der Unicampus wieder von 5000 PFP- 
Polizisten belagert.

Zu den Gründen, warum der Streik am Ende 
abflaute und der Staat eingreifen konnte, kann fol­
gendes gesagt werden: Der Staat setzte auf die Tak­
tik des Wartens, Schweigens und Zermürbens, um die 
Studierenden nach monatelangem Streik -  10 M o­
nate sind zweifellos eine lange Zeit -  innerlich spal­
ten zu können. Dabei spielte die innere Zerrissenheit 
der verschiedenen Fraktionen eine nicht zu über­
sehende Rolle. Auf die Angriffe des Staates hin radi- 
kalisierte sich die Bewegung, ohne jedoch einen aus­
reichenden Konsens für die Aktionen schaffen zu 
können. In den letzten Monaten des Streiks nahm als 
Folge davon die Zahl der aktiv streikenden Studie­
renden leicht ab. Damit bot sich die Gelegenheit für 
den Staat, endlich „durchgreifen“ zu können.

Der Kampf gegen die marktkonforme Zurich­
tung von Bildung, Studiengebühren, Elitebildung und 
Ausschluss von der Universität durch Zulassungs­
beschränkungen ist international, denn auch in euro­
päischen und anderen Ländern auf der Welt wird 
über eine Umstrukturierung des Bildungssektors dis­
kutiert. Die Bewegung der Studierenden in Mexiko 
ist für viele ein Ansatzpunkt, um über internationale 
Entwicklungen im Bildungsbereich zu diskutieren und 
Solidarität aufzubauen. Schließlich stehen ihre Proteste 
auch für Kämpfe um soziale Gerechtigkeit und ge­
gen Ausbeutung und dafür, daß kritische Reflexion 
gesellschaftlicher Bedingungen nicht nur als Luxus 
dem Bildungsbürgertum Vorbehalten bleibt.
Hasta la vista amiges
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Einführung von Studiengebühren 
in Österreich
Vom Aktionsbündnis gegen Studiengebühren (ABS)

Die österreichische Bundesregierung aus ÖVP und 
FPÖ  beschloß im September 2000 die Einführung 
von Studiengebühren ab Wintersemester 2001/02. 
Pro Semester sollen 5000 Schilling, ca. 710 DM, fäl­
lig werden -  ab dem ersten Semester und für alle. 
Vom ersten Moment an entstand breite Ablehnung, 
sowohl unter den Studierenden als auch in anderen 
gesellschaftlichen Bereichen: Die Oppositionspartei­
en SPÖ und Grüne sprachen sich ebenso gegen die 
Pläne aus wie zahlreiche U niversitätsrektoren, 
Schülerinnenverbände und Gewerkschaften. Die 
Studierendenvertretungen organisierten am 11. O k­
tober einen österreichweiten Aktionstag. Den Höhe­
punkt stellte eine Großdemonstration in Wien dar, 
an der ca. 30000 Menschen, und damit über ein Vier­
tel aller Studierenden der Hauptstadt, teilnahmen.

Auf Einladung der Fakultätsvertretung Geistes­
wissenschaften der Wiener Universität besuch- 

L ten der G eschäftsführer des A ktions­
bündnisses gegen Studiengebühren (ABS), O laf 
Bartz, und der hochschulpolitische Referent des 
A STA  U ni M ainz, D om inik Rheinheim er, den 
Protesttag. In einem Redebeitrag bei der Auftakt­
kundgebung vor dem Universitätshauptgebäude in 
Wien bekundete Olaf Bartz im Namen des ABS die 
Solidarität der Studierenden aus der Bundesrepublik 
Deutschland.

Die Bundesregierung erklärte am Tag nach den 
Demonstrationen, die auch an anderen Universitäts­
standorten stattfanden, sie wolle an ihrem Kurs fest- 
halten. Von besonderem Interesse wird daher sein, 
wie sich der Protest weiter entwickelt, ist er doch 
bislang äußerst heterogen.

Die Studierendenvertretungen (Österreichische 
Hochschülerschaft, ÖH) sind auf vier Ebenen orga­
nisiert: Fachschaften (in Österreich: Studienrich­
tungsvertretungen), Fakultäten, Universitäten und 
bundesweit. Im Gegensatz zur Situation in der BRD 
liegt der Hochschulbereich in Österreich ausschließ­

lich in der Kompetenz des Bundes, so daß keine Lan-  
desvertretungen der Studierenden notwendig sind.  
Ebenfalls im Unterschied zur BRD besteht zwar dort 
eine Organisationsform ähnlich der hiesigen Verfaß­
ten Studierendenschaft, die aber in Österreich auch 
die Bundesebene mit einschließt. Die Ö H  auf Bun­
desebene ist daher kein Dachverband der örtlichen 
Vertretungen, sondern ein eigenständiger Bereich. Zu 
allen vier Ebenen finden im Zweijahresrhythmus 
Wahlen an den Hochschulen statt, die im Frühjahr 
2001 wieder anstehen.

Die ÖH s im Bund und an der Universität Wien 
werden zur Zeit von der Gruppierung AktionsGe- 
meinschaft (AG) gestellt, die der ÖVP sehr nahe steht. 
Dem Vernehmen nach erhielt sie bei der letzten ÖH- 
Wahl 1999 ca. 3 Millionen Schilling (ca. 425000 DM) 
von der Mutterpartei als Wahlkampfunterstützung. 
Die Argumentation der AG, in verschiedenen Publi­
kationen und auf der Demonstration vorgetragen, 
beschränkt sich im wesentlichen auf die Kritik, die  
Regierungspläne seien konzeptlos und würden die 
erwarteten Einnahmen nicht erzielen.

Die Hochschulorganisation der FPÖ, der Ring 
freiheitlicher Studenten (RFS), lehnt die Studienge­
bühren im Sinn der AG ab, das eher marginale LSF 
(Liberale Studenten-Forum, steht dem Liberalen Fo- 
,rum nahe, einer nicht im Nationalrat vertretenen 
Abspaltung von der FPÖ  anläßlich deren Rechts­
kurses) präferiert einen Bildungsscheck gemäß den 
auch zirkulierenden Bildungsgutschein-Modellen.

Demgegenüber betonen die meisten anderen 
Akteure des Protestes die gesellschaftliche Bedeutung 
der Studiengebührenpläne und verbinden sie mit ei­
ner Gesamtkritik an der neoliberal ausgerichteten 
Politik von ÖVP und FPÖ . Neben verschiedenen 
Basisgruppen, Fakultäts-, und Studienrichtungsver­
tretungen sind hier die politischen Verbände VSStÖ 
(Verband sozialistischer Studentinnen Österreichs, 
SPÖ-nah), GRAS (Grüne & Alternative Studentinnen, 
Grünen-nah) und KSV (Kom m unistischer Stu-
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„4iit.mn.enverband, KPÖ-nah) zu nennen. An der 
Wiener Universität haben sich u.a. diese Organisatio­
nen zu einer Initiative ÖH-Basis für Bildung zusam­
mengeschlossen.

Der Aktionstag in Wien zeigte deutlich, daß die 
AG entschlossen ist, jedweden gesellschaftlichen Be­
zug der Studiengebühren und der Proteste dagegen 
zu verneinen und diese Haltung offensiv umzusetzen. 
Repräsentierten die Redebeiträge bei der Auftakt­
kundgebung, die nicht von der O H  organisiert wor­
den war, noch die gesamte Breite des Protest­
spektrums, erhielten sowohl bei der Zwischenkund­
gebung vor dem Parlament als auch bei der Abschluß­
kundgebung auf dem Ballhausplatz vor dem Bundes­
kanzleramt nur solche Rednerlnnen das Wort, die die 
AG-Linie vertraten. Auch verhinderten die AG und 
der von ihr angeheuerte Security-Dienst auf der Ab­
schlußkundgebung, daß eine Vollversammlung (in 
Österreich: Hörerinnen­
versammlung) an der Uni 
Wien über das Mikrofon 
bekanntgegeben werden 
konnte. Nicht einmal ein 
Vertreter der Eisenbahn­
gewerkschaft, die sich 
mit den Protesten solida­
risiert und einen Demon­
strationszug vom West­
bahnhof zur Abschluß­
kundgebung organisiert 
hatte, durfte ein Gruß­
wort sprechen. Die H al­
tung der AG diesbezüg­
lich lautet, daß man sich nicht instrumentalisieren las­
sen wollte -  die Solidarität mit der Mutterpartei ÖVP 
wiegt hier offensichtlich schwerer als die Chance, Bei­
stand aus anderen gesellschaftlichen Bereichen zu er­
halten. Der parlamentarische Beratungsprozeß über 
die Studiengebühren wird sich bis Dezember hinzie­
hen, wenn die Haushaltsdebatte sich ihrem Abschluß

nähert. Die Regierung hat ein erstes Abfederungs­
paket beschlossen, das die Aufstockung der österrei­
chischen Variante des BaföG um die zu entrichten­
den Studiengebühren vorsieht. Dies gilt nur für die 
Zeit der Förderung, die, ebenso wie in der BRD, strikt 
beschränkt ist. Dementiert wurde, daß die Regierung 
plane, denjenigen Studentinnen, die in der Mindest­
studienzeit ihren Abschluß erreichen, die Gebühren 
zu erlassen.

W eitere Reaktionen der Regierung auf die 
 Proteste: Bildungsministerin Elisabeth 
Gehrer (ÖVP) kritisierte insbesondere, daß 

sich auch Lehrer, Professoren und Rektoren beteiligt 
hätten. Hilmar Kabas, Obmann der Wiener FPÖ, er­
klärte, die 5000 Schilling Studiengebühr seien gera­
dezu vernachlässigenswert angesichts der Semester­
beiträge für Kindergartenplätze von bis zu 20000

Schilling. Finanzminister 
Karl-Heinz Grasser be­
kundete, die Studienge­
bühren nicht primär aus 
Budgetgründen einführen 
zu wollen: Das fiskalische 
Moment hätte nicht im 
Vordergrund gestanden; 
ihm sei es vielmehr dar­
um gegangen, in einen 
bislang geschützten Be­
reich Leistungs- und 
Wettbewerbsorientierung 
hineinzubringen.
Bisher war nur von Uni­

versitäten die Rede, auch das Gebührengesetz er­
wähnt nur diese. In Österreich gibt es durchaus auch 
Fachhochschulen, die aber eine weitaus geringere Rolle 
spielen als etwa in der BRD. Immerhin schafften die 
Fachhochschüler aus Eisenstadt ein Novum: Sie or­
ganisierten die erste Studentendemonstration in der 
Geschichte des Burgenlandes.

Weitere Informationen im Netz:

Offizielle Seite der Bundes-ÖH 
www.oeh.ac.at/
Fakultätsvertretung Geisteswissenschaften Uni Wien 
www. univie.ac. a t/fv_gewi/
Fakultätsvertretung Grund- und Integrativwissen-
schaften Uni Wien
www. fvgruwi. univie.ac.at/aktuelles/
Verband sozialistischer Studentinnen Österreichs 
www.vsstoe.at
Kommunistischer Student.inn.enverband Uni Wien 
www. univie.ac. at/ksv/

http://www.oeh.ac.at/
http://www.vsstoe.at
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Die Ökonomie der Bildung
Die Betriebswirtschaftslehre als neue Leitdisziplin der Universität: 
Wie Studenten und Hochschulen ihre eigene Verwertung organisieren. 
Von Christian Brütt

Was macht ein Staat, der „von seinen Köpfen, nicht 
von seinen Rohstoffen“ lebt, wie es in einer Erklä­
rung der Bundesvereinigung der deutschen Arbeitge­
berverbände (BDA) kürzlich zu lesen war? Ganz ein­
fach: Er investiert in die Ausbildung der eigenen Kin­
der oder er greift sich den bereits geschulten Nach­
wuchs auf dem internationalen Markt. Die Greencard 
ist der deutsche Einstieg in den Wettbewerb um die 
besten Köpfe auf globaler Ebene. Das alleine reiche 
aber nicht, meint die BDA. Um  die Nachfrage zu be­
friedigen, müsse die schwierige Situation auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt vor allem als ein Qualifika­
tionsproblem angesehen werden.

„Viel zu viele gering qualifizierte Arbeitslose auf 
der einen Seite und dafür immer dringender gesuch­
te Fachkräfte auf der anderen Seite“ kennzeichnen aus 
Sicht der BDA den hiesigen Arbeitsmarkt. „Eine we­
sentliche Ursache liegt in unserem Bildungssystem, 
das nur noch zweiklassig ist.“ Deutschland fehle es 
überall am Wettbewerb: in und zwischen den Hoch­
schulen, in der Wissenschaft und unter den Studen­
tinnen.

Dynamisch-flexible Arbeitskraft-Unterneh­
merinnen sollen sie einmal werden. Doch 

„eigentümlich ist zunächst die Situation des 
Studenten, weil er halb erwachsen ist, halb nicht er­
wachsen sein darf“ . O bwohl vor knapp 40 Jahren 
geschrieben, hat diese Feststellung auch heute noch 
sozial- und familienrechtliche Gültigkeit. Jürgen 
H aberm as, Ludw ig von Friedeburg, Christoph 
Oehler und Friedrich Weltz untersuchten damals den 
„politischen Habitus“ der Studenten und veröffent­
lichten ihre Ergebnisse unter dem Titel „Student und 
Politik“ . Während nach 1968 bis in die neunziger Jahre 
Studien mit ähnlichen Titeln vor allem um die Frage 
kreisten, wann die Studierenden wieder den Aufstand 
proben, würde dieses Thema heute eher ein müdes 
Lächeln hervorrufen. Statt um das Verhältnis von 
Studenten und Politik dreht sich heute alles um die 
Verbindung von Universität und Wirtschaft.

Studienanfänger gelten heute wieder als unpolitisch 
und sie haben andere Sorgen, als sich um das Elend 
der Welt zu kümmern. Der so genannte N orm al­
student aktueller Sozialerhebungen lebt außerhalb des 
Elternhauses, ist ledig, befindet sich im Erststudium 
und plagt sich mit Leistungssorgen, die von A wie 
Arbeitslosigkeit nach dem Studium bis Z wie Zulas­
sung zur nächsten Prüfung reichen.

Mit den vielzitierten Humboldtschen Idealen 
der Freiheit der Wissenschaft, der Einheit von For­
schung und Lehre und des Primats der Bildung vor 
beruflicher Ausbildung haben Hochschulen des Jah­
res 2000 nichts mehr zu tun. Für Humboldt war die 
Universität ein Ort totalitätsstiftender Kraft der Wis­
senschaften unter Führung der Philosophie. Dort, wo 
die Einheit von Wissenschaft und Moral, von Wis­
senschaft und Aufklärung, von Wissenschaft und 
individueller Persönlichkeitsbildung anzutreffen sei, 
sollte die Kultur im Ganzen reflektiert werden. Hu­
manistische und staatsnützliche Bildung kennzeich­
neten die „kulturstaatlich verfasste Ordinarien­
universität“ , die als Leitbild vom 19. Jahrhundert bis 
zum Ende der sechziger Jahre des letzten Jahrhun­
derts dominierte. Sie war geprägt vom Übergang des 
feudalen Absolutismus zum bürokratischen Kapita­
lismus.

Der Marburger Sozialwissenschaftler Andreas 
Keller hebt in seiner D issertation über die 
Verfasstheit deutscher Universitäten hervor, das 
„Humboldtsche Bildungsideal“ könne kein Bezugs­
punkt emanzipatorischer Bildungspolitik sein, da es 
unmissverständlich in das Denken der „Ordinarien­
universität“ eingebettet sei. Autonomie stand hier 
zwar hoch im Kurs, doch war diese verbunden mit 
einer hierarchisch organisierten Institution, an deren 
Spitze wenige Professoren amtierten. Universitäten 
waren primär staatliche Ausbildungsanstalten und 
finanziell vom Staat abhängig. „Die Wissenschaft wur­
de sowohl als ein System mit eigener Zweckbestim­
mung und Sachlogik als auch als integraler Bestand­
teil staatlichen Handelns verstanden“, schreibt Keller.
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Auch die bis in die neunziger Jahre vorherrschende 
staatlich regulierte, von den Professoren dominierte 
Gruppenhochschule hat wenig mit dem zu tun, was 
heute als Widerpart allgegenwärtiger Ö konom i­
sierung der Bildung hoch gehalten, verteidigt oder 
geschmäht wird. Ende der sechziger Jahre mangelte 
es der deutschen Wirtschaft an akademischen Fach­
kräften. Dieses Defizit sollte durch gezielte Förderung 
von Arbeiterkindern ausgeglichen werden. 1970 
wurden Studiengebühren (das so genannte H örer­
geld) abgeschafft und 1972 trat das Bundesaus­
bildungsförderungsgesetz (Bafög) in Kraft. Das öko­
nomische Kalkül der Bildungspolitik war mit dem 
Anspruch von „Bildung als Bürgerrecht“ verknüpft.

Studentinnen bildeten -  im hierarchischen Sin­
ne des Wortes -  eine Gruppe unter anderen, sie wa­
ren jedoch als Mitglieder der Hochschule grundsätz­
lich anerkannt. Unter der gewerkschaftlichen Forde­
rung nach Mitbestimmung strebten sie nach Festigung 
und Ausbau ihres inneruniversitären Status. Mit dem 
Hochschulurteil des Bundesverfassungsgerichts von 
1973 wurde den formalen Dem okratisierungsbe­
mühungen ein ebenso formales Ende gesetzt. Seit­
dem gelten Professoren qua Amt, Würde und grund­
gesetzlicher Autorität als Wahrheitsträger wissen­
schaftlicher Erkenntnis -  die paritätische Gruppen­
universität war klinisch tot. Der „Traum immerwäh­
render Prosperität“ (Burkart Lutz), der seit dem so 
genannten Wirtschaftswunder die BRD beherrschte, 
erwies sich mit der ökonomischen Krise 1973/74 als 
kurzes historisches Zwischenspiel. Von der erstmals 
seit zwanzig Jahren wieder auf über eine Million ge­
stiegenen Arbeitslosenzahl wurden 1975 auch Aka­
demiker erfasst. In den folgenden zehn Jahren wuchs 
die bis dato faktisch bedeutungslose Arbeitslosigkeit 
dieser Gruppe drastisch an, 1998 waren rund 200000 
Akademiker arbeitslos.

Von hochschulpolitischer Bedeutung war dabei 
der Öffnungsbeschluss von 1977: Formal sollten die 
Hochschulen für alle offen gehalten werden, allerdings 
ohne weiteren Hochschulausbau. Dieser D oppel­

beschluss -  offen für alle, aber ohne entsprechende 
Finanzierung -  erwies sich als Anfang der letzten 
sozialstaatlichen Initiative im Bildungssektor und ge­
bar ein Schlagwort, das die Hochschulpolitik der 
achtziger Jahre prägte: das „Überlastproblem“. Das 
heißt: Zwei Studentinnen teilen sich einen Studien­
platz. Halb Kind, halb erwachsen und schon eine 
hochschulpolitische Überlast -  so sahen für Studie­
rende die achtziger Jahre aus.

In den Neunzigern kam alles anders. Das studen­
tische Subjekt wurde wieder entdeckt und zu 
nächst rhetorisch mit neuer Souveränität ausge­

stattet. Vom Mitglied der Gruppenuniversität zum 
Kunden der Hochschule und Lebenslaufmanager mit 
aktiver Selbstveredelungsstrategie -  aus dem univer­
sitären Staatsbürger sollte ein marktbewusster Wirt­
schaftsbürger werden. Torsten Bultmann, bildungs­
politischer Experte des Bundes dem okratischer 
Wissenschaftlerlnnen (BdWi), beschreibt den Hinter­
grund dieses Wandels als „Übergang vom ,Überlast‘- 
zu m ,Effizienzproblem4 “ .

Effiziente Mittelverwendung, Entbürokratisie­
rung und -  als Leitbegriff -  „Autonom ie“ sind per 
se keine neoliberalen Ungehörigkeiten. Erst die De­
finition dieser Ziele, also welche Strukturen die staat­
lich-bürokratischen ablösen und woher eine autono­
me Hochschule künftig ihre Gelder bezieht, macht die 
Diskussion problematisch. Im Unterschied zur Situa­
tion zu Zeiten der sozialdemokratischen Bildungsre­
form ist die Wirtschaft nicht mehr allein äußerer 
Bezugsrahmen der Bildungspolitik. Vielmehr sollen 
ökonomische im Sinne von betriebswirtschaftlichen 
Strukturen direkt im Inneren der Institutionen die 
(Aus-) Bildung des Humankapitals steuern.

Vollkommen neue Beziehungen der Hochschule 
zu Staat, Gesellschaft und Studentinnen kennzeich­
nen diesen Transformationsprozess. Bultmann be­
zeichnet das neue Leitbild als „standortgerechte 
Dienstleistungshochschule“. Globalhaushalte ersetzen 
die althergebrachte Kameralistik. Die Grundidee ist
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simpel: Anstatt den Hochschulen eine zuvor berech­
nete Summe für einzelne Ausgabenposten fest zuzu­
weisen, stellt der Staat ein gewisses Budget zur ver­
gleichsweise freien Verfügung. Im Rahmen der so 
genannten Globalhaushalte entscheiden nicht mehr 
die faktischen Ausgaben über die Höhe der Mittel, 
sondern die „Leistung“ , d.h. der Output des Wissen­
schaftsbetriebs. Leistung muss wiederum vergleich­
bar, also messbar sein, was eine Quantifizierung 
notwendig macht.

Doch wie soll ein wissenschaftliches Produkt 
quantifiziert werden? Danach, wie oft es sich ver­
kauft, wie häufig Wissenschaftler in einschlägigen 
Fachmagazinen veröffentlichen? Die Frage liefert 
die Antwort gleich mit: Fachbereiche, die mehr Dritt­
mittel einwerben, leisten mehr, und sie erhalten dem­
zufolge mehr Geld. Erfolge bei der Aquise von 
Drittmitteln hängen überwiegend davon ab, was 
gsradeatem axiätean derscientific community gilt oder 
was von der Wirtschaft nachgefragt wird. Eine fun­
damentale Kritik der Atompolitik sponsored by Sie­
mens klingt wenig realistisch.

U" nd die Studenten? Rhetorisch bereits in den 
Rang von Kunden erhoben bzw. dazu de­
gradiert, fehlt ihnen noch das entsprechen­

de Bewusstsein als „Konsumenten“ . Aber auch hier­
für gibt es ein Zauberwort: Studiengebühren. Der 
studentische homo oeconomicus leitet seine Ansprüche 
auf gut ausgestattete Bibliotheken und begleitende 
Studienberatung durch Professoren nicht mehr von 
seinem Recht auf Bildung ab, sondern verlässt sich 
schlicht auf sein Portemonnaie. Studiengebühren 
kreiern ein schlichtes Anreizmodell: Studierende 
treibt das Bedürfnis, innerhalb kürzester Zeit eine 
erste Ausbildung zu absolvieren, die auf dem A r­
beitsmarkt eine optimale Ausgangsbedingung für 
die individuelle Beschäftigungsfähigkeit erm ög­
licht. Für ganz Eilige sieht das H ochschul­
rahmengesetz (HRG) seit 1998 ein Studium light, 
sprich Bachelor (BA), vor.

Die Hochschule ist im ökonomische Sinne Ver­
tragspartner, der einen akademischen Abschluss 
in angemessener Zeit anbietet. Zusätzlichen Ansporn 
liefert der Staat, der die Höhe seiner Zuwendungen 
an die Hochschule von der Menge der innerhalb der 
Regelstudienzeit produzierten Akademiker abhän­
gig macht. Rational sollen sich sowohl Dienstleister 
als auch Kunden verhalten. Sie suchen sich gegensei­
tig aus. Was für Studentinnen mit wenigen Einschrän­
kungen (z.B. ZVS-Fächer, N C) schon immer mög­
lich war, hat die Bundesregierung ebenfalls vor zwei 
Jahren durch die Änderung des H RG  den Hochschu­
len ermöglicht: Sie können sich ihre Kunden selbst 
aussuchen. Aufnahmeprüfungen verdrängen das 
Abitur nicht, sondern gestalten die Selektion beim

Hochschulzugang restriktiver. Für Bultmann sind 
Studiengebühren deshalb ein „zentrales Ketten­
glied, ökonomische Selbstanpassung der Subjekte, 
institutionelle Modernisierung der Hochschulen und 
gesellschaftliche Märkte miteinander zu verkoppeln“. 
Kurz: Sie dienen als Steuerungsinstrument in einem 
m arktorientierten M odell, das Autonom ie auf 
Konsumentensouveränität beschränkt.

Im Kern geht es um eine innere D urch­
kapitalisierung der Hochschulen und der Subjekte 
selbst. Wenn von Autonomie geredet wird, ist die 
Freiheit des (studentischen) Marktsubjekts gemeint, 
sich nach Angebots- und Nachfragekriterien zu ent­
scheiden. Der endgültige Wert einer jeden Entschei­
dung richtet sich nach der erwirtschafteten Ren­
dite. Dabei kann oder muss von weiteren inhaltlichen 
Erwägungen wie Sinn oder Unsinn von Forschung, 
Erkenntnisinteresse jenseits der Verwertung usw. ab- i 
gesehen werden.

Für einzelne Fachbereiche rückt mit dem neu­
en Steuerungsmodell die Marktgängigkeit ihrer In­
halte in den Mittelpunkt. So genannte Diskussions­
wissenschaften - sprich Sozial- und Geisteswissen­
schaften -  müssen sich fragen lassen, ob sie ihren 
künftigen Kunden eine Dienstleistung anbieten kön­
nen, die zu einer höheren Beschäftigungsfähigkeit 
führt. Schließlich ist für jeden Betrieb selbstvers­
tändlich, nur das zu produzieren, was sich hinterher 
auch verkaufen lässt. Innerhalb des Gesamtbetriebs 
entwickeln sich die Fachbereiche zu Profit-Centern, 
zu autonomen, nach betriebswirtschaftlichen Krite­
rien funktionierenden Einrichtungen.

Den Begriff „Bildungsökonom ie“ hat Elmar Alt­
vater vor gut dreißig Jahren als „ausgesprochen 
glückliche Kombination von Wörtern“ verstanden. I 
Denn „Bildung“ verweise noch auf die humanisti­
sche Tradition der Menschenbildung, auf die Fähig­
keit zur Reflexion, auf die Konstitution des autono­
men bürgerlichen Individuums, während im Begriff 
„Ö konom ie“ das Moment der Ausbildung, der 
Konditionierung des Individuuums und vor allem 
das Kalkül von Kosten und Nutzen enthalten sei. 
„Die Bildungsökonom ie“ , so Altvater weiter, sei 
nichts anderes „als Ausdruck dafür, dass Bildung 
oder Ausbildung gar nicht mehr ins Belieben der In­
dividuen gestellt sein können“ . Was für Humboldt 
die Philosophie war, wird künftig die Betriebswirt­
schaftslehre sein.

Die Guten ins Töpfchen, die Schlechten ins 
Kröpfchen. Global Sourcing statt freie Migration 
und Pflicht zur marktgerechten Ausbildung statt 
Recht auf Bildung ergänzen einander wunderbar.

Der Text erschien zuerst in der Wochenzeitung 
Jungle World (15. November 2000).
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Nervenkranke Studenten 
rufen zum Umsturz auf
Jenseits von Selbsterfahrungsgruppe und alternativer Volkshochschule? 
Eine Textcollage über das SPK

In der Psychiatrischen Poliklinik an der Heidelberger 
Universität geschah 1970 Unglaubliches: Patienten 
weigerten sich einfach, ihren Einweisungen in das 
Psychiatrische Landeskrankenhaus nachzukommen, 
agitierten sich und andere Patienten, organisierten eine 
Vollversammlung und stellten den Klinikbetrieb auf 
den Kopf. Und sie stellten Forderungen: Rücktritt der 
Klinikleitung, die Rücknahme der Kündigung von 
Ärzten wegen politischer Agitation, letztlich die 
Selbstverwaltung der Klinik durch die Patienten!

F ür die Mehrzahl der Ärzte wurde die O rd­
nung der Welt auf den Kopf gestellt’ Einer 
ihrer Kollegen, ein gewisser Dr. Huber, hatte 

in seinen Therapiegruppen begonnen, die Patienten 
politisch zu agitieren -  mit Erfolg. Wegen seiner Wei­
gerung, einem Aufnahmestopp für Patienten zuzu­
stimmen, wurde der Arzt entlassen, die Leitung der 
Pychiatrie warf ihm „Ablehnung der Zusammenar­
beit“ und „politisch-ideologische Agitation bei Grup­
pentherapie“ vor. Daraufhin solidarisierten sich Pa­
tienten mit Dr. Huber, 20 von ihnen besetzten das Di­
rektorat und einige traten in Hungerstreik. Dadurch 
konnten sie die Überlassung von Räumlichkeiten für 
ihre weitere Therapie erreichen. Im Laufe dieser Aus­
einandersetzung formierte sich das Sozialistische 
Patientenkollektiv (SPK).

Natürlich wurden sie von Anfang an von der 
Universitätsverwaltung, der Presse und der Landes­
regierung angefeindet. Denn die Überlassung von 
Räumen führte nicht zu einer Befriedung und dem 
Versanden ihrer politischer Aktivität. Durch die „the­
rapeutische“ Praxis sollte die Aufhebung der Rollen­
verteilung Arzt/Patient erreicht werden. Eine indivi­
duelle „Heilung“ strebten sie nicht an, denn Thera­

pie konnte für sie nur die Revolution sein: „Das Sy­
stem hat uns krank gemacht, geben wir dem kran­
ken System den Todesstoß!“ Das SPK stellte weiter­
gehende Forderungen und beteiligte sich am linken 
Leben an der und um die Universität (und machte 
sich durch seine kompromißlose Haltung dort eini­
ge Feinde). Andererseits wurde das Kollektiv zum 
Änziehungspunkt für Kranke und Linke (und für 
kranke Linke) aus ganz Deutschland. Das Kollektiv 
arbeitete bis zur Zerschlagung in schwierigen Verhält­
nissen: ständig drohende Räumung, Polizeischikanen, 
Pressehetze, kaum Solidarität. Verständlich, daß die 
Sozialistischen Patienten von einer „Vernichtungs­
strategie“ gegen sie sprachen. Paranoia? Immerhin 
führten sie einen Kleinkrieg, sie erlebten Repression 
ohne den heute üblichen Feierabend nach der politi­
schen Arbeit.

In der Silvesternacht 1971 wurde ein Brandan­
schlag auf die Psychiatrische Landesklinik in Wiesloch 
verübt. Nach einer Schießerei mit Polizisten im Juli 
1971 in Wiesloch, die für die Polizei in personellem 
Zusammenhang mit dem Kollektiv stand, wurde das 
SPK mit einem gewaltigen Polizeieinsatz aufgelöst. 
Von Staatsanwaltschaft und Presse wurden auch or­
ganisatorische Verbindungen mit der RAF behaup­
tet. 310 Polizisten sind also am 21. Juli im Einsatz, 
um die „verführten Kranken, die eine fachgerechte 
Behandlung brauchen“ (so der damalige baden-würt­
tembergische Innenminister) von den politischen 
Agitatoren zu trennen. Elf Personen, die angeblich 
dem „inneren Kreis“ des Kollektivs angehören, wer­
den verhaftet, darunter Herr und Frau Dr. Huber. Der 
„Rädelsführer“ verschwindet im Knast bis 1976. Das 
SPK bestand zu diesem Zeitpunkt aus 500 Personen, 
die Hälfte davon Studenten.
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„Und so ist die erste Politisierungsphase bei mir ganz 
wesentlich geprägt von der Auseinandersetzung zwi­
schen dem gerade entstehenden Kommunistischen 
Bund Westdeutschland (KBW) und dem Sozialisti­
schen Patientenkollektiv in Heidelberg. Wir sagten: 
Das subjektive Elend in dieser Gesellschaft, Krank­
heit, ist Protest des Organismus gegen krankmachen­
de Verhältnisse, indes in gefesselter, selbstzerstöreri­
scher Form. Dieser Protest muß entfesselt, freigesetzt 
werden, um ihn gegen die äußeren Verhältnisse zu 
richten, statt gegen die inneren. Ausgangspunkt kann 
nicht sein, für andere etwas zu tun, an ihrer statt zu 
handeln und zu denken, sie zum Objekt zu machen, 
ihnen mittels politischer und moralischer Imperative 
oder durch Ausschlußdrohungen ,das Richtige4 auf­
zudrücken -  denn das nimmt ihnen die Möglichkeit,

eine große Übereinstimmung in den Zielen und Me­
thoden beider zeigen soll. Diese Elemente waren 
eben Ende der 60er Jahre ziemlich angesagt und 
wurden von zahlreichen Gruppen und Initiativen 
verbreitet, das entscheidende am Patientenkollektiv 
war aber seine Auffassung von Krankheit und dar­
aus resultierender Praxis.

Das SPK begriff Krankheit als die „Einheit von 
Protest und der Hemmung von Protest“ (Aus der 
Krankheit eine Waffe machen). Subjektiv wird sie 
vom Individuum als Leiden empfunden, in Wirklich­
keit existiert im Verwertungsprozeß nichts anderes 
Menschliches mehr; Krankheit ist das Unintegrierte, 
die Reibung in der Verwertungsmaschine. Gleichzei­
tig ist Krankheit Voraussetzung und Resultat der ka­
pitalistischen Produktion, der Begriff entspricht un-

die sinnliche Erfahrung zu machen, es auch selbst zu 
können. Ausgangspunkt war der und die Einzelnen, 
wie sie waren, und nicht, wie sie gefälligst zu sein 
hatten. Solidarität heißt, einander zu helfen, von sich 
selbst etwas zu verlangen, aus eigener Kraft, aus ei­
genem Verstand initiativ werden zu können.“ (Lutz 
Täufer)

Die Theorie des SPK war eine Zusammenstel­
lung der verschiedensten Elemente: ein kräftiger 
Rückgriff auf die Kritische Theorie, Marx neu inter­
pretiert, ein paar Spritzer Freud, ein bißchen Wilhelm 
Reich, aber auch antiimperialistische Versatzstücke 
und maoistische Rhetorik. Die Agitationsschrift „Aus 
der Krankheit eine Waffe machen“ von 1972 schließt 
mit einem Vergleich zwischen Vietkong und SPK, der

gefähr der Entfremdung. Diese dialektische Auffas­
sung der Krankheit verliert sich leider im Laufe der 
Z^it und auf dem Weg zur Nachfolgeorganisation, 
der Patientenfront.

Ich denke, diese Sichtweise von Krankheit ent­
hält schon ein entscheidendes Problem, denn Krank­
heit ist dann nicht nur der Haüptwiderspruch im 
Kapitalismus, sondern beinahe alles: Voraussetzung 
und Resultat der kapitalistischen Produktion, sowohl 
die reaktionäre (individualistische) als auch die poten­
tiell progressive (kollektive) Reaktion auf sie, schließ­
lich noch der einzige „revolutionäre Gebrauchswert“. 
Wenn nicht geklärt wird, auf welchen Aspekt sich das 
Wort Krankheit gerade bezieht, entstehen Aussagen, 
die alles bedeuten können - nach Belieben.
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Das SPK über gesunde Sozialisten: „Charakteristisch 
für das Verhalten und die Argumentation einer Viel­
zahl von Leuten (insbesondere Studenten), die sich 
Sozialisten nennen, ist ihre Einstellung zu Krankheit. 
Sie sehen Krankheit isoliert, negativ, ausschließlich als 
Hemmung. Krankheit ist für sie Teil d er,Privatsphä­
re4, ein Problem, mit dem jeder selber fertig werden 
muß und auf keinen Fall die politische Arbeit s tö ­
ren4 darf. Sich als ,gesunden4 Sozialisten in dieser Ge­
sellschaft zu bezeichnen, impliziert bereits tendenzi­
ell ein systemimmanentes Elitebewußtsein.

Konsequenzen des ,gesunden4 Elitebewußt­
seins sind: 1. Künstliche Aufspaltung des eigenen 
Lebens in Privatsphäre und politische Arbeit. D a­
durch wird die durch die gesellschaftlichen Verhält­
nisse induzierte (hervorgerufene) Trennung von Be­
ruf und Privatleben reproduziert und die politische 
Arbeit bleibt entfremdete Arbeit. 2. Trennung von 
Avantgarde und Masse.44

Für das SPK waren Kranke „revolutionäre 
Klasse an sich44. Weil es aber Gesundheit nicht 
gibt („ein biologistisch-faschistoides Hirnge­

spinst44, aus: Krankheit -  Die Ganzheit mit Zukunft), 
sondern nur verschiedene Formen, mit der Krank­
heit umzugehen, sind alle Menschen potentiell revo­
lutionär. Darüber läßt sich lang und unergiebig strei­
ten, jedenfalls wird hier die humanistische Kritik der 
Entfremdung aus den Frühschriften von Marx aktua­
lisiert. Die Widersprüche der Krankheit zu entfalten, 
bedeutet, sie zur Waffe gegen die Verhältnisse zu 
machen. Im Kollektiv wird sie von ihrem reaktionä­
ren Element befreit, es kommt zur Konfrontation mit 
dem Staat - so in der Theorie, so in der Praxis. Aber 
die Eskalation führte aus zahlreichen Gründen und 
im Gegensatz zum revolutionären Optimismus des 
SPK nicht zum Anwachsen oder einer Radikalisierung, 
sondern zur Zerschlagung des Kollektivs.

Trotz aller Kritik an Avantgarde-Konzepten: die 
Tatsache, daß Menschen bereit sind, ihr Leben kämp­
fend zu riskieren, denunziert die Verhältnisse. Für die 
Gesunden gelten sie als wahnsinnig, aber sicher kön­
nen sie sich nicht sein - wer ist denn wirklich verrückt? 
Die wirklich Kompromißlosen werden selektiert und 
umgebracht oder weggeschlossen, sie dienen noch als 
Exempel, als mahnendes Beispiel. Wer ist noch da, 
wenn es ernst wird? Auf wen soll sich das Kollektiv 
beziehen? Auf die Kranken -  das sind doch alle. Auf 
die Linke, diesen randlosen Tümpel? Allem Anschein 
nach werden die es nicht sein, die zuerst rebellieren.

„Die materialistische Lehre von der Verände­
rung der Umstände und der Erziehung vergißt, daß 
die Umstände von den Menschen verändert und der

Erzieher selbst erzogen werden muß.44 (Marx)
Was läßt sich also heute mit der Erfahrung des 

Heidelberger SPK anfangen? Wie wir aus Krankheit 
eine Waffe machen, also Entfremdung in kollektiven 
Widerstand verwandeln können, läßt sich aus der 
Theorie des SPK wohl nicht konstruieren. Aus der 
Praxis? Es war (immerhin) ein Beispiel für eine aus 
heutiger Perspektive fremd anmutende politische 
Subjektivität, der beeindruckende Versuch, das eige­
ne Leiden an den Verhältnissen gemeinsam zu be­
kämpfen, anstatt wechselnde revolutionäre Subjekte 
anzubeten. Das SPK steht über der schlechten Alter­
native von narzistischen Selbsterfahrungsgruppen und 
privatistischem Gejammer einerseits und revolutio­
nären Missionaren, die nur das Beste für alle wollen, 
andererseits. Politik ohne Subjektivität führt zu einer 
Veranstaltungskultur, einer alternativen Volkshoch­
schule, in der alle dozieren wollen, aber niemand 
bereit ist, praktisch etwas zu riskieren.

Damit in engem Zusammenhang steht die Auf­
fassung von Theoriebildung überhaupt. In dem Buch 
„Aus der Krankheit eine Waffe machen44 steht über 
jedem Kapitel der Satz „Dieser Text ist erst ein An­
fang...44. Die Verfasser der Texte wollten eine Vermitt­
lung von Theorie und Praxis, erst die (revolutionäre) 
Aktion macht die Theorie wahr, und in der Praxis 
wird die Theorie aufgehoben, also auch zerstört. Es 
geht hier nicht um das Herausfinden fertiger Weis­
heiten, die als politische Gebrauchsanweisung dienen 
können, sondern die Theorie spiegelt den Stand ei­
ner Auseinandersetzung. Das folgende Zitat wäre ein 
schönes Motto für zukünftige Texte.

„Agitationsschrift -  Konsumobjekt oder Pro­
duktionsmittel? Falls sich dieser Text als völlig unver­
daulich, nicht konsumierbar erweist, so kann die Fol­
gerung aus dieser Erfahrung nur sein, daß man ihn 
negiert, ihn in der Praxis dialektisch aufhebt!44

Die Frage, wer krank ist, läßt sich ganz einfach be­
antworten: krank ist, wer eine Krankschreibung vom 
Arzt ausgestellt bekommt. Dieses Kriterium ist ein­
deutig, weil es zwischen arbeitsfähig und nicht ar­
beitsfähig kein Drittes gibt, nur ein Entweder - Oder. 
Der staatlich finanzierte Gesundheitssektor dient der 
Reproduktion der Arbeitskraft. Vielleicht weil das tat­
sächlich allen bewußt ist, gibt es in Deutschland mas­
siven Widerstand gegen den Abbau von Gesund­
heitsversorgung und gegen höhere Zuzah-lungen für 
Medikamente: Wenn ich schon als Werkzeug einge­
setzt werde, dann sollen die wenigstens die Repara­
tur bezahlen.

Influenzo
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Rage

Imprisoned in memory 
of the whip’s sting, 
tear in the flesh

and the fire burning within, 
his eyes sing pain silently: 
twin daggers piercing flesh.

His hatred created swift and sweetly, 
he waits with rage 
clenched tightly in a fist.

Soon some white one will stroll by, 
and strike he will to smash 
the prison wall of his passion 
and let his stifled rage run free.

Linton Kwesi Johnson
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